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 Das Wolfsmanagement in Nordrhein-Westfalen braucht ein Update 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/4356  

In Verbindung mit: 

 Wolfsland NRW: Weidetierhalter brauchen noch immer finanzielle Unter-
stützung 

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/4580 

In Verbindung mit:  

 Das Wolfsmanagement in NRW weiterentwickeln – für mehr Tier- und Arten-
schutz 

Antrag  
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 18/11333  

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich begrüße Sie alle 
sehr herzlich zu unserer 54. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume anlässlich einer Anhö-
rung von Sachverständigen. Hiermit möchte ich zuerst die zahlreichen Sachverständi-
gen begrüßen, die hierhergekommen sind, von weit weg und von näher, die uns aber 
auch gut hören über den Videostream.  

Die Anhörung wird live ins Internet gestreamt. Im Namen der Ausschussmitglieder 
danke ich allen teilnehmenden Sachverständigen für ihre Bereitschaft, zur Klärung un-
serer Fragen beizutragen, sowie für die vorab übersandten Stellungnahmen, die im 
Eingangsbereich des Sitzungssaals ausliegen – inklusive der Stellungnahme, die 
heute Morgen eingegangen ist.  

(Es folgen einige organisatorischer Hinweise.) 

Wir steigen jetzt in die erste Fragerunde ein. Wir gehen nach der Größe der Fraktionen 
vor und beginnen mit der CDU-Fraktion. Herr Höner, bitte.  

Markus Höner (CDU): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrten Damen und Herren! 
Erstmal von unserer Seite vielen Dank für die vielen gut ausgearbeiteten Stellungnahmen, 
die uns, glaube ich, inhaltlich schon sehr gut weitergebracht haben. Ich würde gerne 
jetzt in die Fragerunde einsteigen und möchte bei Herrn Pingen vom DBV anfangen. 
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Wir haben eine rechtliche Herangehensweise in Deutschland, die im Grunde auf einem 
europäischen Recht münzt. Wir sehen letztendlich, dass wir viele Unterschiede im eu-
ropäischen Vergleich haben. Das heißt, in Finnland, in Schweden oder in Lettland wird 
anders mit dem Schutzstatus des Wolfes umgegangen. Da würde mich einmal inte-
ressieren, was die Grundlage für diesen anderen Schutzstatus und die Jagdmöglich-
keiten in diesen Ländern ist. Als Überleitung: Welche Maßnahmen könnten sich daraus 
für Deutschland ergeben, die so auch schon übertragbar wären? 

Steffen Pingen (Deutscher Bauernverband [per Video zugeschaltet]): Frau Vorsit-
zende! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Vielen Dank auch für die Mög-
lichkeit, digital teilnehmen zu können. Leider sind mir der Flughafenstreik und ein An-
schlusstermin dazwischengekommen. Insofern bin ich sehr dankbar dafür, dass ich 
digital an dieser Anhörung teilnehmen kann.  

Sehr geehrter Herr Höner! Ganz herzlichen Dank für die Frage. Es ist eine sehr ent-
scheidende Frage, die auch von unseren Mitgliedern, von den Haltern von Weidetie-
ren, von Schafen, Ziegen, Pferden, Rindern immer gestellt wird: Wie machen das an-
dere Mitgliedstaaten? Man muss da in gewisser Weise unterscheiden zwischen Mit-
gliedstaaten, die einen anderen Schutzstatus haben, und Mitgliedstaaten, die den glei-
chen Schutzstatus haben wie Deutschland und dann aber anders agieren.  

Den ersten Part, die Mitgliedstaaten, die einen anderen Schutzstatus haben, spreche 
ich nur kurz an. Das sind beispielsweise die osteuropäischen Länder, die bei dem Bei-
tritt zur Europäischen Union festgestellt haben, dass der Wolf bei ihnen in einem guten 
Erhaltungszustand ist. Aufgrund dessen wurde der Wolf in diesen Mitgliedstaaten – 
das sind beispielsweise Estland, Lettland, Litauen, die Slowakei, Polen – in Anhang V 
eingestuft. Damit steht er nicht unter dem gleichen strengen Schutz der FFH-Richtlinie 
in Anhang IV, wie er in Deutschland gilt. Das ist die eine Gruppe an Mitgliedstaaten. 
Da ist natürlich ein anderes Schutzniveau. Da sind die Möglichkeiten zur Regulierung 
größer und die Entnahmemöglichkeiten leichter.  

Es gibt aber auch Mitgliedstaaten der EU, beispielsweise Schweden oder Frankreich, 
die den gleichen Schutzstatus haben wie Deutschland. Da ist der Wolf auch jeweils in 
Anhang IV und damit streng geschützt. Aber beide Mitgliedstaaten haben einen deut-
lich niedrigeren Wolfsbestand als Deutschland, weil sie regulierend eingreifen.  

Der entscheidende Unterschied ist, dass diese Mitgliedstaaten zum einen feststellen, 
dass der Erhaltungszustand erreicht ist. Wenn man sich die Zahlen anschaut: In 
Schweden wurde festgelegt, dass 300 Wölfe als Mindestzahl erreicht werden müssen. 
Diese Zahl wurde jetzt kurzfristig noch mal reduziert auf 170 Wölfe. Das ist also quasi 
der Akzeptanzbestand, der dort festgelegt wurde.  

Frankreich hat um die 1.100 Wölfe. Und es wurde festgelegt, dass man beispielsweise 
im Jahr 2023 209 Wölfe entnehmen kann und damit abschießen kann. Das heißt, der 
wesentliche Punkt ist: Der Erhaltungszustand wird dort politisch, fachlich festgelegt. 
Daraufhin wird eine Entnahme vorgenommen.  
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Vielleicht können wir in einer nächsten Frage noch mal klären, was im deutschen Na-
turschutzrecht geändert werden muss, nämlich eine Ausnahmemöglichkeit der FFH-
Richtlinie, die in Deutschland nicht umgesetzt wurde. Sie wird in diesen Mitgliedstaaten 
genutzt.  

René Schneider (SPD): Sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst auch vonseiten 
der SPD-Landtagsfraktion einen herzlichen Dank, dass Sie heute hier sind, uns Ihre 
Expertise zur Verfügung stellen. Wie Sie wahrscheinlich bei der Lektüre der Anträge 
gemerkt haben, stammt unser Antrag sogar aus dem Juni 2023. Das hat beim einen 
oder anderen für Verwunderung gesorgt. Vielleicht das nur kurz vorweggeschickt, da-
mit Sie einordnen können, dass wir diesen Antrag tatsächlich vor fast zwei Jahren 
gestellt haben. Wir haben ihn erst mal ruhend gestellt, weil wir die Absicht haben – so 
nehme ich das auch seitens der anderen demokratischen Fraktionen wahr –, gemein-
sam etwas auf die Reihe zu bekommen, im Sinne vor allen Dingen der Weidetierhal-
terinnen und Weidetierhalter.  

Insofern waren wir auch erfreut darüber, dass eigentlich in allen Stellungnahmen der 
Herdenschutz positiv gesehen wird. Egal, wie man zur Entnahme als Mittel der Wahl 
steht: Herdenschutz bleibt in allen Modellen, weil man zumindest die umherwandern-
den Wölfe nach wie vor hat, in unserem Antrag, dem der CDU und der Grünen zentral. 
Darauf würden wir uns – auch das noch mal als kurzes Vorwort – heute mit unseren 
Fragen konzentrieren wollen.  

Und meine erste in diesem Zusammenhang geht an Herrn Dünow aus dem Kreis We-
sel. Herr Dünow, Sie haben Ihre Stellungnahmen überschrieben mit: Erfahrungsbericht 
aus dem ersten Wolfsgebiet. Ich zitiere mal kurz einen Satz. Sie schreiben da: „Schaf-
haltende Betriebe sind so auszustatten, dass Herdenschutz leistbar ist und den Be-
dürfnissen der Menschen in den Wolfsgebieten gerecht wird.“ Da liegt natürlich die 
Frage nahe: Was verstehen Sie genau unter einem leistbaren Herdenschutz? Und was 
sind die Bedürfnisse der Menschen in den Wolfsgebieten?  

Man hört da sehr viel von seelischem Druck bei den Halterinnen und Haltern, aber 
auch von Ängsten, die es da gibt. Wenn Sie da mal sozusagen aus dem Maschinen-
raum berichten können, damit man ein Gefühl dafür bekommt: Stichwort „Herden-
schutz“ und „Bedürfnisse der Menschen in den Wolfsgebieten.“  

Maik Dünow (Berufsschäfer Wesel): Erst mal guten Tag! Schön, dass wir hier sein 
können und uns dazu äußern dürfen. Ja, wir sind das erste Wolfsgebiet in Nordrhein-
Westfalen gewesen mit der Wölfin Gloria, die mittlerweile jedem bekannt ist.  

Wir haben von Anfang an versucht, Herdenschutz, so gut wie es geht, so wie wir aus-
gestattet wurden oder mit unseren eigenen Mitteln, zu betreiben. Ich glaube, dass wir 
es mit den zentralen Leuten gut hinbekommen haben. Natürlich, für die Kleinschafhal-
tung ist immer sehr schwierig, das auch umzusetzen.  

Nun haben wir das Problem, dass diese Wölfin immer wieder den Herdenschutz über-
wunden hat, sodass wir zum Problem-Wolfsgebiet wurden, was die Sache für uns in 
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der ganzen Geschichte natürlich erschwerte. Ja, Herdenschutz steht für mich an erster 
Stelle. Wenn wir den Herdenschutz nicht geregelt bekommen, sodass er bezahlbar ist 
und auch funktioniert, dann werden wir Schafhalter mit Wölfen nicht leben können.  

Es funktioniert nur, wenn wir, wie gesagt, bezahlbaren und funktionierenden Herden-
schutz haben. Wir haben gesehen – sicher wird eine Bestandsregulierung kommen 
müssen, keine Frage –: Es reicht ein Wolf, der die ganzen Schäden verursachen kann. 
Für mich ist der Herdenschutz absolut existenziell.  

Die Schafhaltung steht am untersten Level in der Landwirtschaft. Die Betriebe sind 
finanziell nicht so ausgestattet, dass wir den Herdenschutz alleine leisten können. Es 
kommt auf die Politik an, die Grundvoraussetzungen dafür zu schaffen, dass wir den 
Herdenschutz umsetzen können.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Erst mal auch von meiner Seite vielen Dank an alle 
Beteiligten, dass Sie bei dem schönen Frühlingswetter hier im Landtag Rede und Ant-
wort stehen.  

Meine erste Frage geht an Frau Kronauer. Jetzt haben verschiedene Vorredner schon 
die Frage Schutzstatus angesprochen, auch im europäischen Kontext. Wir reden hier 
zwar eigentlich über die Situation in NRW, aber zur Einordnung ist das, glaube ich, 
wichtig.  

Auf europäischer Ebene ist die Herabsetzung des Schutzstatus des Wolfes derzeit im 
Verfahren. Dies bedeutet für uns noch nicht automatisch, dass der Wolf bejagt werden 
kann. Mich würde von Ihnen interessieren, ob Sie mal den Kontext dieser Debatte um 
den Schutzstatus einordnen, wie viel Einzelentnahmen von Wölfen künftig erleichtert 
werden können, welche Vorteile die gezielte Einzelentnahme gegenüber einer gene-
rellen Bejagung des Wolfes hat und welche Erfahrungen andere europäischen Länder 
mit der Bejagung des Wolfes haben.  

Wie kann man das, was bei uns diskutiert wird, in die Erfahrungen anderer Länder 
einordnen? Da spielt natürlich auch eine Rolle, wie der günstige Erhaltungszustand 
des Wolfes ist und wie dieser hier in Deutschland zu bewerten ist.  

Nicole Kronauer (Gesellschaft zum Schutz der Wölfe): Vielen Dank auch für die 
Einladung und hier sprechen zu können.  

Vielen Dank für die Frage. Erstmal vielleicht generell zur Entwicklung: Wir haben jetzt 
ein bisschen die problematische Situation, dass wir heute über einen sich gerade ver-
ändernden Rechtsstatus diskutieren. Das heißt, aktuell ist der Wolf noch ein streng 
geschütztes Tier auf EU-Ebene und auch in Deutschland, dementsprechend selbst-
verständlich auch in Nordrhein-Westfalen.  

Wir hatten am 6. März die Herabstufung in der Berner Konvention, die praktisch Grund-
lage für die Änderung in der FFH-Richtlinie ist. Es wird dann noch eine Entscheidung 
in der EU-Kommission geben. Der Antrag dafür ist direkt anschließend am 7. März 
gestellt worden. Dann wird darüber abgestimmt werden. Wir können davon ausgehen, 
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dass es sehr gut möglich ist, dass die Herabstufung tatsächlich stattfindet. Sicher ist 
das allerdings noch nicht. Das möchte ich an der Stelle auch nochmal ausdrücklich 
betonen.  

Wir wissen nicht, wie diese Abstimmung auf EU-Ebene ausgehen wird. Ich gehe jetzt 
mal gedanklich weiter auf dem Weg, dass die Herabstufung innerhalb der FFH-Richt-
linie stattfinden wird und der Wolf dementsprechend in den Anhang V überführt wird. 
Wenn das passiert ist, muss das in Deutschland entsprechend geändert werden, an-
gepasst werden. Das wird als Erstes auf Bundesebene passieren. Da geht es um das 
Bundesnaturschutzgesetz, wo man gucken muss, welche Anpassungen eventuell vor-
genommen werden müssen. Und dann geht es in die Bundesländer.  

Das heißt, wir müssen uns darüber im Klaren sein, dass wir noch einen Weg vor uns 
haben, von dem wir aktuell gar nicht sagen können, wie lange der dauert. Wenn diese 
Umsetzung tatsächlich stattgefunden hat, dann wird die Möglichkeit gegeben sein, den 
Wolf ins Jagdrecht zu überführen. Die haben wir jetzt schon, aber wenn er dann halt 
auch vermehrt in Bundesländern ins Jagdrecht überführt werden wird, was nicht zwin-
gend ist – einige Bundesländer haben das jetzt schon angestoßen, andere werden 
vermutlich folgen –, dann wird es Möglichkeiten zur Bejagung geben.  

Diese Bejagungen werden immer unter diesem Fokus stattfinden müssen, dass der 
Erhaltungszustand im Auge behalten werden muss. Das heißt also, die Frage, inwie-
weit wirklich eine generelle Bejagung stattfinden wird und darf, hängt mit dem günsti-
gen Erhaltungszustand zusammen. Das führt uns dazu, dass das Monitoring ganz 
wichtig sein wird. Denn wenn wir nicht wissen, wie viele Wölfe wir haben, wissen wir 
auch nicht, wie der Erhaltungszustand regional ist.  

Ich springe mal kurz zu dem zweiten Thema. Da ging es um den Vergleich zu den 
Einzelentnahmen. Die Einzelentnahmen haben immer den Vorteil, dass wir ein be-
stimmtes Tier im Fokus haben. Aus meiner Perspektive ist ein Abschuss von Wölfen 
immer nur dann interessant, wenn es darum geht, dass im Grunde genommen der 
Versuch gemacht wird, von Menschenseite einzugreifen, wo der Herdenschutz alleine 
nicht mehr greift oder wo Tiere sich über die üblichen Maße hinaus auf Weidetierrisse 
spezialisiert haben.  

Diese Einzelentnahmen sind unter bestimmten Umständen dann auch möglich und 
werden von unserer Seite auch befürwortet – im Gegensatz zu einer Bejagung, wo 
Rudelstrukturen zerstört werden können. Das sehen wir – abschließend ganz kurz – 
in Frankreich, wo wir, das hatten wir vorhin schon gehört, viel mehr Entnahmen von 
Wölfen haben, eine generelle Bejagung mit Obergrenzen. Die Risszahlen, die insge-
samt statistisch in Frankreich stattfinden, gemessen an der Anzahl der Wölfe, ist um 
ein Vielfaches höher als in Deutschland aktuell mit vereinzelten Einzelentnahmen. 
Deswegen ist das aus unserer Sicht nicht zu empfehlen.  

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank, dass ich für die Fraktion des federführenden 
Antrags jetzt die Fragen stellen darf. Ich möchte mich herzlich bei den Sachverständigen 
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bedanken, dass sie uns heute hier zur Verfügung stehen und uns auch schon im Vor-
feld ihre Stellungnahmen haben zukommen lassen.  

Wie gesagt, unser Antrag ist auch schon ein paar Tage alt, weil bis dato die Situation 
ja so war, dass bisher alle politischen Regelungen oder Veränderungen immer deswe-
gen zurückgestellt wurden, weil die Berner Konvention dies nicht hergibt. Wir haben 
gerade schon gehört, dass es dort nun Veränderungen gibt. Wenn man sich die Riss-
zahlen ansieht und wenn man – wie wir – vor Ort bei den Schäferinnen und Schäfern 
war, dann weiß man, dass hier dringender Handlungsbedarf vorhanden ist.  

Deshalb möchte ich meine erste Frage an Frau Heitzig vom Landesjagdverband stel-
len. Ich habe hier schon ausgeführt: Der Wolfsbestand in Deutschland ist in den letzten 
Jahren exponentiell gestiegen. Wie bewerten Sie vor dem Hintergrund die Forderung 
nach einer gezielten Bestandsregulierung, um Schäden in der Weidetierhaltung zu be-
grenzen?  

Nicole Heitzig (Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen): Danke für die Einladung 
und danke für die Frage. Ich denke, man muss differenzieren und schauen, in welchem 
Bundesland man sich gerade befindet. Wir sind hier in NRW. Wir haben, so wie ich es 
sehe, Schwerpunkte, wo es tatsächlich Schwierigkeiten mit den dort vorhandenen 
Wölfen gibt. Gerade wurde Gloria erwähnt, die besonders auffällig ist.  

Ich würde es so sehen, dass man, wenn jetzt die Herabstufung kommen sollte, wovon 
ich ausgehe, in jedem Fall auch in NRW den Wolf ins Jagdrecht überführen sollte, aber 
mit ganzjährigem Schutzstatus weiterhin, also ganzjähriger Schonzeit, und man sich 
erst mal auf die Einzelentnahmen dieser problematischen Wölfe, die dann auch schnell 
und zügig passieren müssen, beschränken sollte.  

Ich denke, das ist bei Gloria tatsächlich schon versäumt worden. Sie hat das auffällige 
Verhalten an das ganze Rudel, an die Nachkommen weitergegeben, sodass es dort 
aus meiner Sicht notwendig sein wird, dieses ganze Rudel und die auffälligen Wölfe in 
dem Bereich zu entnehmen.  

Grundsätzlich denke ich aber, dass bei einer ganzjährigen Schonzeit in NRW Einzel-
entnahmen auffälliger Wölfe, die Weidetierschutz, Herdenschutz überwinden, ausrei-
chen würden, um auch eine gewisse Scheu herzustellen. Wenn es dann auf lange Frist 
im Hinblick auf den guten Erhaltungszustand und vielleicht auch der Notwendigkeit, in 
ganz Deutschland die Population entsprechend herunterzuregulieren, notwendig wer-
den sollte, Wölfe auch regulär zu bejagen, dann müsste das so passieren, dass man 
zunächst aus den Rudeln zwei jüngere, möglichst männliche Wölfe der Nachkommen-
schaft entnimmt, um einfach den Zuwachs dort zu regulieren.  

Dafür ist es notwendig, dass man ein entsprechendes Monitoring vorher betreibt. Das 
hat Frau Kronauer auch schon gut gesagt. Das wahllose Schießen von Wölfen ist si-
cherlich eher kontraproduktiv. Ich denke, das muss dann ganz gezielt tatsächlich in 
diese Rudelstruktur hinein gemacht werden, dass nicht die Alphatiere dort entnommen 
werden – es sei denn, es sind so auffällige Alphatiere wie Gloria –. Nach Möglichkeit 
sollten von den Nachkommen ein, zwei jüngere männliche Welpen entnommen werden, 
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die übrigen werden ja abwandern, sodass man auch ausreichend Möglichkeit hat, dass 
sich der genetische Austausch weiterhin vollzieht und der Bestand in der Genetik nicht 
insgesamt gefährdet wird.  

Was ich auch erwähnen möchte, ist, dass man auf jeden Fall die großen Beutetiere 
der Wölfe im Auge haben muss, nämlich die Rotwildpopulation in Deutschland. Die ist 
in Deutschland in sehr enge Korridore gedrängt. Wir haben eine genetische Verar-
mung beim Rotwild. Es ist eigentlich die Hauptbeutetierart des Wolfes, die sich unge-
fähr im gleichen Maße der Reproduktion darstellt, also ungefähr 30 % Zuwachs im 
Jahr. Beim Rotwild haben wir aber zusätzlich noch die Entnahmen durch die Jagd. Da 
muss man dann sehen, dass auch die Jagdstrategien entsprechend angepasst werden.  

Wenn also das Rotwild im Offenland zusätzlich noch Jagddruck bekommt und nicht im 
Wald letztlich, dann hat man dort ein zusätzliches Problem. Deswegen denke ich, dass 
man die Rotwildpopulation auf jeden Fall im Auge haben muss, um dem Wolf auch 
entsprechend die Beutetiere zu bieten. Sonst haben wir das Problem, dass Weidetier-
schutz immer wieder unterlaufen wird. Der Wolf muss sich letztlich auch irgendwovon 
ernähren.  

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank für die zahlreich eingegan-
genen und kenntnisreichen Stellungnahmen. Meine erste Frage würde ich gerne an 
Herrn Fallent entrichten. Nun wurde letzte Woche eine Änderung des Schutzstatus des 
Wolfes auf europäischer Ebene angestoßen. Vielleicht können Sie einmal ausführen, 
wie Sie den bis dato geltenden Schutzstatus bewerten, den der Wolf hatte, und wie 
Sie diese Änderung, Herabsetzung des Schutzstatus, in die Zukunft bewerten würden.  

Gerhard Fallent (Wolfstop Europe): Sehr geehrte Vorsitzende! Werte Abgeordnete! 
Werte Sachverständige! Ich danke zunächst einmal für die Einladung. Ich bin gerne 
aus Österreich angereist. 

Sehr geehrter Abgeordneter! Danke für die Fragestellung. Ich möchte darauf sehr 
gerne eingehen. Wölfe sind die weltweit verbreitetste Großraubtierart. Wölfe waren zu 
keiner Zeit, auch nicht in Europa, eine gefährdete Art. Für mich stellt sich da die Frage, 
warum Wölfe überhaupt diesen hohen Schutzstatus genießen. Das wird einfach sehr 
global gesagt; aber – das ist mir auch sehr wichtig – damit überhöhen wir meines Er-
achtens dieses Tier.  

Ich möchte auch sehr gerne auf den günstigen Erhaltungszustand eingehen, der hier 
diskutiert wird. Der günstige Erhaltungszustand ist nicht auf Nationalstaaten abgestellt; 
Nationalstaaten in Europa leisten ihren Beitrag zu einem europäischen Erhaltungszu-
stand. Stellen Sie sich vor, Luxemburg müsste den günstigen Erhaltungszustand die-
ser Population erfüllen. Das ist unmöglich. Deshalb bitte ich auch die hohe Politik, 
wirklich Europa als Betrachtungsgebiet in den Blick zu nehmen. Wir werden später 
vielleicht noch bei einer Runde detaillierter darauf eingehen können.  

Was ich auch anmerken möchte: Es wurde der Herdenschutz diskutiert. Die Erfahrun-
gen aus Österreichs sind folgendermaßen – und das betrifft nicht nur Österreich, das 
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betrifft auch die Schweiz, diese Erfahrungen haben wir auch in Frankreich gemacht: 
Die technischen Herdenschutzmaßnahmen sind nichts anderes als ein Hochrüsten, 
das wir betreiben. Derjenige, der am höchsten gerüstet hat, hat temporär, zumindest 
für die nächste Zeit, den größten Schutz.  

Aber für Wölfe, die hochintelligent sind, ist das nichts anderes als ein Training. Wir 
sehen, dass sie immer höhere Zäune mit immer mehr technischen Anlagen überwin-
den und auch mit Beute über diese Zäune gehen, weil dahinter die Belohnung wartet, 
nichts anderes.  

Wenn Sie mich, Herr Abgeordneter, fragen, wie ich die gegenwärtige Debatte und die 
Senkung des Schutzstatus hier einordne, dann sage ich: Es ist höchste Zeit, dass er 
tatsächlich auch gesenkt wird und dass das auch wirksam wird. Ich sage es Ihnen 
ganz ehrlich: Ich bin für die definitive Bejagung der Wölfe und nicht für die hochbüro-
kratische Einzelentnahme, die meistens erst sehr spät nach der Freigabe kommt.  

Wir wissen aus Österreich: Man erlegt dann nicht tatsächlich dieses Tier, sondern man 
schießt einen Wolf. Wenn man wirklich schauen will, dass sich hier etwas verändert, 
dann geht es darum … Da ist die Schweiz ein gutes Vorbild: Die entnehmen proble-
matische Rudel. Da entnehmen sie das ganze Rudel, weil das Sinn macht. Die Auffäl-
ligen werden entnommen. Dadurch haben sie auch eine Bestandsregulierung.  

Wie gesagt, Schutzstatus-Senkung ist sehr wichtig. Bejagung ist letztendlich das, was 
ich empfehle.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – Dann kommen wir jetzt in die zweite 
Runde und wir beginnen wieder mit der CDU-Fraktion. Herr Höner, bitte.  

Markus Höner (CDU): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich würde dann gerne, Herr 
Pingen wird es wahrscheinlich ahnen, bei Ihnen weitermachen wollen mit meiner zwei-
ten Frage. Es geht darum, was aus Ihrer Sicht im deutschen Naturschutzrecht ange-
passt werden müsste, um mit den Möglichkeiten, die die EU uns heute schon gibt, im 
Grunde handlungsfähiger zu werden.  

Steffen Pingen (Deutscher Bauernverband [per Video zugeschaltet]): Vielen Dank, 
Herr Höner, für die Nachfrage und die Möglichkeit, da nochmal einzusteigen. Natürlich 
ist es, so wie eben beschrieben wurde, ein wichtiger Schritt. Wir haben seit Jahren 
gefordert, dass der Schutzstatus geändert wird. Insofern ist die Änderung auf interna-
tionaler Ebene in der Berner Konvention ein wichtiger und folgerichtiger Schritt gewe-
sen, sodass dieser Schutzstatus für den Wolf nicht mehr gerechtfertigt ist.  

Die Kommission hat schon die ersten Schritte eingeleitet, um das auch national umzu-
setzen. Aber anders, als es eben von Frau Kronauer dargestellt wurde, dass wir jetzt 
Jahre warten müssten, bis es eine Regulierung geben kann, gibt es jetzt schon die 
Möglichkeit, nach der FFH-Rechtlinie regulierend einzugreifen. Die Mitgliedstaaten, 
die ich genannt hatte, Frankreich und Schweden, nutzen diese Möglichkeit auch aus.  
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Dass es in Deutschland bisher nicht genutzt werden konnte, liegt daran, dass Deutsch-
land das FFH-Recht strenger umgesetzt hat und beispielsweise eine Ausnahmerege-
lung der FFH-Richtlinie nicht übernommen hat. Das ist die Ausnahme in Artikel 16 
Abs.1 Buchstabe e, wo beispielsweise in Schweden eine Regulierung darauf aufge-
baut wird, die keine allgemeine Bestandsreduzierung ist, sondern da gibt es trotzdem 
immer noch Einzelgenehmigungen, aber auch eine deutliche Reduzierung. Ich hatte 
die Zahlen genannt. Eine deutliche Reduzierung des Bestandes ist auch mit Einzelge-
nehmigungen möglich.  

Die Umsetzung der FFH-Richtlinie 1 zu 1 ist eine dringende Forderung des Deutschen 
Bauernverbandes seit vielen Jahren. Und diese Forderung ist im Übrigen auch von 
den Ministerpräsidenten Deutschlands einstimmig angenommen worden, wonach der 
Artikel 16.1e – die Ausnahmemöglichkeit der FFH-Rechtlinie – national umgesetzt wer-
den muss. Das ist eine Voraussetzung, um regulierend eingreifen zu können, bezie-
hungsweise um es einfacher zu machen. Die EU-Kommission hat in ihrer Tiefenana-
lyse Ende 2023 die Mitgliedstaaten aufgefordert, diese Ausnahmemöglichkeiten inten-
siver zu nutzen, hat explizit auf Schweden und Frankreich verwiesen. Dort gibt es EU-
rechtlich tragfähige Lösungen, die auch Deutschland nutzen sollte.  

Weil – das sei grundsätzlich gesagt –: Herdenschutz ist alleine nicht die Lösung. Nur 
mit einem funktionierenden Reaktionsmanagement – da können wir sicherlich auch 
noch mal tiefer einsteigen, Schnellabschlussverfahren – und einer Bestandsregulie-
rung wird eine Koexistenz zwischen Wolf und Weidetierhaltung funktionieren. Deswe-
gen plädieren wir für eine Anwendung von Artikel 16.1e FFH-Richtlinie.  

Zweiter Punkt: Deutschland ist an einer weiteren Stelle darüber hinausgegangen. 
Deutschland hat in einer Argumentation dargelegt, dass der gute Erhaltungszustand 
des Wolfes voraussetzt, dass alle Habitate besetzt sind. So liest man es auch auf der 
Internetseite des Bundesumweltministeriums. Keiner kann mir sagen, wo das in der 
FFH-Richtlinie vorgesehen ist. Kleinstaaterei sieht die FFH-Richtlinie nicht vor, auch 
nicht, dass es föderale Bundesländer gibt. Und es gibt auch nicht die Vorgabe, dass 
jedes Habitat besetzt werden muss, sondern es zählt die Population in der biogeogra-
fischen Region.  

René Schneider (SPD): Neben der Feststellung in allen Stellungnahmen, dass wir an 
einem Herdenschutz nicht vorbeikommen, in welcher Form auch immer, ist auch im-
mer wieder die Rede vom Monitoring, und zwar gerade auch in den mündlichen Stel-
lungnahmen. Herr Dünow hat ausgeführt, es gibt ein unzureichendes Monitoring. Vom 
NABU lese ich, besser wäre ein länderübergreifendes Monitoring.  

Und die Gesellschaft zum Schutz der Wölfe hat formuliert: Monitoring hat deutlich 
nachgelassen. Deswegen geht da meine Frage auch an Frau Kronauer. Wie meinen 
Sie das? Was hat da nachgelassen? Welche Kritik haben Sie am aktuellen Monitoring? 
Und welche Verbesserungsmöglichkeiten sehen Sie beim Monitoring? Zugegebener-
maßen ist das jetzt eine Frage an eine Sachverständige, die ich vielleicht gleich gerne 
auch noch an den einen oder die andere Sachverständige weitergeben wollen würde. 
Aber die Spielregeln sind so, dass wir mit jemandem beginnen müssen.  
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Nicole Kronauer (Gesellschaft zum Schutz der Wölfe): Ja, um noch mal konkret 
auf die Entwicklung im Monitoring einzugehen: Es ist so, dass es in den ersten Jahren 
in Nordrhein-Westfalen, wo wir ja tatsächlich lange Zeit nur das eine Wolfsgebiet in 
Schermbeck hatten, über das wir schon gesprochen haben, nur ein sogenanntes akti-
ves Monitoring gab. Das heißt also, es wurden Wildkameras aufgestellt. Das Wolfsge-
biet wurde aktiv von Ehrenamtlichen bewandert. Es wurden Beobachtungen gemacht. 
Es wurden sehr detailliert entsprechend Kotfunde und andere Funde dokumentiert.  

Zusätzlich kommt immer dieses sogenannte passive Monitoring, bei dem Kotfunde in 
anderen Zusammenhängen, also zum Beispiel durch die Jägerschaft oder auch ein-
fach durch Menschen, die im Wald spazieren gehen, eingereicht werden. Die werden 
zusätzlich ins Monitoring mit aufgenommen. Das hat sich geändert. Wir wissen bis 
heute nicht genau, warum das so ist, und finden das sehr nachteilig. Es findet mittler-
weile nur noch ein passives Monitoring statt, sodass wir zum Beispiel im Wolfsgebiet 
Schermbeck – Stand jetzt – gar nicht genau wissen, wie viele Wölfe es da gibt. Ist die 
Wölfin, von der immer schon so viel die Rede war, überhaupt noch da? Sie ist lange 
nicht mehr nachgewiesen worden. Was ist mit den Welpen vom Vorjahr, mit den Jung-
tieren von vor zwei Jahren?  

Und das führt dazu, dass man überhaupt nichts zur Population sagen kann. Man 
könnte, wenn das im Endeffekt in einen Haltungszustand mit einfließt, um eine Beur-
teilung zu finden, gar nichts zu diesem Wolfsgebiet aktuell sagen. Das ist mehrfach 
schon bemängelt worden. Bis jetzt sehen wir nicht, dass sich da was verändert hat.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Meine nächste Frage geht an Herrn Pusch vom NABU 
NRW. Der NABU NRW spricht sich gegen die generelle Bejagung des Wolfes und 
gegen wolfsfreie Gebiete aus, ist aber für die Entnahme einzelner problematischer 
Wölfe. Ich würde gerne von Ihnen hören, warum Sie Letzteres für nicht sinnvoll halten, 
also vor allen Dingen diese wolfsfreien Gebiete.  

Könnten Sie näher ausführen, wie die Erfahrungen aus anderen Bundesländern – Nie-
dersachsen ist ja unser Nachbarland und hat den Wolf ins Jagdrecht aufgenommen – 
sind und was für eine Rolle der günstige Erhaltungszustand des Wolfes in diesem 
Kontext in Deutschland und in unserem Bereich spielt.  

Thomas Pusch (NABU NRW [per Video zugeschaltet]): Vielen Dank, dass auch ich 
heute hier digital teilnehmen kann. Aufgrund eines operativen Eingriffs konnte ich nicht 
nach Düsseldorf anreisen. Von daher ist es umso schöner, dass es digital klappt.  

Zu der Frage: Wir sind gegen eine Bejagung generelle Bejagung. Das ist eben auch 
schon mal ausgeführt worden. Eine generelle Bejagung würde unter Umständen die 
Elterntiere der Rudel in Mitleidenschaft ziehen. In unseren Augen ist eine Einzelbeja-
gung viel sinnvoller. Man muss der Wölfe habhaft werden, die den Herdenschutz zum 
Beispiel überwinden. Wolfsfreie Gebiete sind bei einem so hochmobilen Tier wie dem 
Wolf in der Praxis kaum umzusetzen. Ich weiß nicht, wie man das machen will. Ich 
erinnere zum Beispiel an die Naja, die damals in Brandenburg mit einem Sender los-
gelaufen ist. Sie ist bis nach Belgien gewandert und war eigentlich nie auffällig.  
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Da sieht man auch, dass Wölfe weite Strecken wandern können und durch Gebiete 
laufen, die dann vielleicht wolfsfrei wären. Von daher ist es faktisch nicht umsetzbar.  

Auf der anderen Seite ist es auch eine Benachteiligung, wenn ich mir jetzt vorstelle, in 
Brandenburg müssen die Nutztierhalter den Herdenschutz umsetzen, in anderen Ge-
bieten nicht. Da weiß ich nicht, ob diese wolfsfreien Gebiete nicht auch in der Hinsicht 
unattraktiv sind. Beim Erhaltungszustand oder der Population an sich – das ist eben 
mehrfach angesprochen worden – auf europäischer Ebene muss man sich, glaube ich, 
die Populationsgröße angucken, zu der auch die Wölfe in Deutschland gehören.  

Der Wolf ist in Sachsen und in Niedersachsen im Jagdrecht. Für Nutztierhaltende sehe 
ich keinen großen Gewinn darin, ob der Wolf im Jagdrecht ist oder nicht. Herden-
schutz, wie Herr Dünow eben gesagt hat, ist ganz wichtig. Ohne einen vor Ort leistba-
ren Herdenschutz, der die Tierart, die zu schützen ist, und das Gelände berücksichtigt, 
ohne einen vernünftigen Herdenschutz wird auch eine Bejagung für die Nutztierhalten-
den keinen Sinn machen.  

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich würde gerne meine 
nächste Frage an Herrn Dr. Weyermann vom Rheinischen Landwirtschafts-Verband 
richten wollen. Wir sehen aus den Dokumentationen der Beratungsstelle des Bundes, 
dass die Angriffe auf Weidetiere von Jahr zu Jahr deutlich ansteigen.  

Deshalb die Frage: Droht damit nicht auch der millionenschwere Herdenschutz zu 
scheitern, wenn man nicht gleichzeitig ein aktives Wolfsmanagement einführt?  

Franz Weyermann (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): Vielen Dank für die 
Frage, Herr Bockes. Ja, ich würde sagen, das ist tatsächlich so. Die Zahlen der DBBW 
zeigen ja nicht nur einen Anstieg über die Jahre, sondern – das haben wir parallel – 
sie zeigen, dass wir praktisch nichts entnehmen. Und das ist natürlich ein Widerspruch 
ohne Ende. Wir haben eben schon gehört, wir sind ja nicht allein in der EU. Wir sind 
27 Mitgliedstaaten. Wir haben fast überwiegend den gleichen noch sehr strengen 
Schutzstatus.  

Wir haben sehr unterschiedliche Vorgehensweisen in den Mitgliedstaaten. Wenn man 
mal etwas geografisch schaut: Unsere Nachbarn, die Franzosen – man mag über die 
Effektivität streiten, die sie dabei an den Tag legen –, entnehmen tatsächlich konse-
quent. Was wir vom französischen Bauernverband auch mitbekommen haben: Die De-
batte in Frankreich ist eine andere.  

Das heißt nicht, dass wir keine Risse mehr haben. Das heißt nicht, dass die Tierhalter 
total zufrieden sind. Aber es kann nicht sein, dass wir in Deutschland im letzten Moni-
toringjahr ganze fünf Entnahmen bei 1.600 Wolfsindividuen hatten – das ist mehr oder 
weniger auch nur eine Schätzung – und in Frankreich mit 1.000 Wölfen fast 200 Ent-
nahmen – gleicher Schutzstatus, gleiches europäisches Recht.  

Ich glaube, da muss sich dringend was ändern. Wenn wir da nicht in die Pötte kommen, 
egal, ob das nun erstmal die Entnahme ist, wie Herr Pingen eben sagte … Bis zu einer 
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vollständigen Änderung des europäischen und nationalen Rechts wird es wahrscheinlich 
noch eine Zeit brauchen. Aber wir müssen dringend zu Potte kommen bei der Entnahme.  

Und wenn wir das nicht schaffen, dann wird nach unserer festen Auffassung – wir haben 
in Nordrhein-Westfalen das Wolfsgebiet rund um Schermbeck, wir haben auch das 
Wolfsgebiet ums Leuscheider Rudel an der Grenze zu Rheinland-Pfalz, wir merken an 
den Tierhaltern, was für eine riesige Unzufriedenheit da ist – auch der Herdenschutz 
irgendwann nicht mehr glaubwürdig sein, wobei ich klar sagen muss: Wir sind als Rhei-
nischer Landwirtschafts-Verband nicht ein genereller Ablehner von Herdenschutz.  

Gerade bei den kleinen Wiederkäuern merken wir immer wieder, dass es wichtig ist, 
Tierhaltern, Landwirte, die die Sorgen haben – wer möchte neben einem Wolfsrudel 
seine Tiere halten?, das muss man auch erst mal nervlich schaffen –, eine Förderop-
tion anzubieten. Das halten wir nach wie vor für richtig. Aber das muss unbedingt be-
nachbart sein mit einer konsequenten Entnahme, gegebenenfalls auch irgendwann 
einer Bejagung, das sind für mich dann eher Begrifflichkeiten.  

Klar ist: Wölfe, die Tiere reißen, müssen konsequenter entnommen werden. Und wenn 
wir in Deutschland mit dem Rechtssystem argumentieren, dann ist das eigentlich ein 
Witz. Das haben übrigens auch die Ministerpräsidenten konstatiert. Wir haben das 
auch im anderen Zusammenhang schon gehört. Das ist mittlerweile Fakt.  

Zacharias Schalley (AfD): Jetzt haben wir einiges über den Schutzstatus gehört. Der 
ergibt sich vor allen Dingen aus dem Erhaltungszustand und der Population der Wölfe. 
Nun würde ich gerne Herrn Kade befragen. Sie erwähnen beispielsweise in Ihrer Stel-
lungnahme unter anderem, dass die deutschen Wölfe keine eigene Population im 
Sinne der FFH-Richtlinie darstellen. Vielleicht können Sie dazu mal ausführen, wie sich 
der Erhaltungszustand und die Population der Wölfe in Deutschland und in NRW tat-
sächlich darstellen und vielleicht auch zu dem Thema Bedrohung dieser Population 
durch Hybridisierung mit Hunden sprechen.  

Gustav Kade (Sachverständiger): Vielen Dank für die Frage. Ja, die genetische Hyb-
ridisierung in den Wölfen, die wir in den letzten Jahren erleben, ist ganz elementar. Wir 
wollen ja eine reine Zucht von den Wölfen haben. Und die ist hier einfach nicht mehr 
gegeben.  

Wir hören, dass der Wolf bejagt werden muss. Es ist von entscheidender Bedeutung, 
dass wir den Wolf in wolfsfreien Zonen auch einzäunen. Ich hörte gerade schon Argu-
mente dagegen. Wie wollen wir am Niederrhein die hunderte Kilometer Rheindeiche 
vor dem Wolf schützen?  

Welche Schäfer geben sich noch her, an den Rheindeichen die Beweidung vorzuneh-
men, wenn sie kilometerlange Zäune machen müssen, die immer wieder wegen der 
Hochwassergeschichte umgebaut werden müssen? Darum sind große Gebiete im ur-
banen Raum hier am unteren Niederrhein wolfsfrei zu halten. Das heißt, der Wolf ge-
hört ins Jagdrecht, und der Revierbesitzer, der in diesen Revieren lebt, hat den Wolf 
dort zu entnehmen.  
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Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Danke, Herr Kade. – Wir beginnen mit der dritten 
Runde und wir fangen wieder an mit der CDU-Fraktion. Herr Höner, bitte.  

Markus Höner (CDU): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich würde da gerne noch ein-
mal anschließen und möchte Herrn Dammann-Tamke oder Herrn von Massow einmal 
fragen, welche Vorteile oder welche Nachteile es denn hätte, wenn wir den Wolf wirk-
lich ins Jagdrecht aufnehmen, und wo da der Unterschied zu den bisherigen Regula-
rien aus dem Naturschutzrecht wäre. Anschließend vielleicht noch die Frage: In wel-
chen Bundesländern haben wir das mittlerweile schon umgesetzt? Gibt es da schon 
positive Erfahrungen, oder bringt das eher nicht viele Vorteile?  

Helmut Dammann-Tamke (Deutscher Jagdverband): Ich würde einleiten und gleich 
an Herrn von Massow weitergeben. Welche Vorteile gibt es nach der Entscheidung, 
Herabstufung Schutzstatus Berner Konvention, nach dem Vorstoß in Richtung FFH-
Richtlinie? Offensichtich ist es in Deutschland allgemeiner Konsens, dass eine 
Wolfspopulation zukünftig reguliert werden muss, wie auch immer. Es gibt eine gesell-
schaftliche Gruppe, die dafür ausgebildet ist, die dafür die Technik hat: Das sind die 
Jäger. Die Alternative zu Jägern wäre, dass wir im Naturschutzrecht eine weitere 
Gruppe bilden, nennen wir es bewaffnete Ranger. Ich glaube, das wäre in dieser Situ-
ation nicht hilfreich.  

Von daher macht es sicherlich Sinn, wenn der gesellschaftliche Konsens da ist, das 
gemeinsam mit den Jägern innerhalb des Jagdrechts anzugehen. Sachsen hat den 
Wolf seit 2008 im Jagdrecht. Niedersachsen folgte im Juni 2022, dann Schleswig-Hol-
stein, dann Mecklenburg-Vorpommern, dann Hessen. Im Rahmen der konkurrieren-
den Gesetzgebung und der Abweichungsmöglichkeiten, die die Länder haben, kann 
über Landesrecht entschieden werden. 

Fakt ist, bis zur Herabstufung des Schutzstatus FFH Anhang IV auf Anhang V hat das 
aber, wie wir vermutlich alle hier im Raum wissen, kaum praktische Konsequenzen, 
was in Zukunft mit Änderung des Schutzstatus in der FFH sicherlich etwas anders 
aussehen wird. Jetzt weiß ich nicht, ob mein Jurist noch ergänzen möchte.  

Friedrich von Massow (Deutscher Jagdverband): Wenn wir noch Zeit haben, würde 
ich dazu noch ergänzen. Man muss sehen: Das Bundesnaturschutzgesetz ist als reines 
Schutzrecht konzipiert. Das Jagdrecht ist einerseits auch als Schutzrecht konzipiert, 
aber auch als Nutzungsrecht, und es ist auf die Lösung von Konflikten ausgerichtet. 
Und das macht es sinnvoll.  

Herr Dammann-Tamke hat es eben schon gesagt: Es gibt eine flächendeckende Prä-
senz der Jägerschaft, die dafür ausgerüstet ist. Die Jäger kennen die Reviere vor Ort. 
Sie haben Erfahrungen damit, sind wildbiologisch ausgebildet. Und das ist natürlich 
ein großer Vorteil.  

Ein weiteres Problem beim Bundesnaturschutzgesetz – das ist auch ein Problem von 
einigen Ländern, die den Wolf schon im Jagdrecht haben – sind die sehr hohen 
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Anforderungen an Ausnahmen. Da wird auch die Änderung der FFH-Richtlinie erstmal 
nicht allzu viel bewirken, weil der Wolf nach Bundesnaturschutzgesetz streng ge-
schützt bleibt, weil er in der EU-Artenschutzverordnung in Anhang A ist. Deutschland 
könnte dann zwar bei der Entnahme deutlich mehr Spielräume nutzen – das hat Herr 
Pingen auch schon gesagt –, aber dafür müsste das Bundesnaturschutzgesetz ange-
passt werden.  

Und bei den Ausnahmen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG sind die Anforderungen sehr 
hoch, noch höher als nach der FFH-Richtlinie. Dort wird nicht differenziert zwischen 
den besonders und den streng geschützten Arten. Das ist einfacher im Jagdrecht zu 
lösen, weil man dort angepasste Lösungen auch außerhalb des Bundesnaturschutz-
gesetzes schaffen könnte.  

René Schneider (SPD): Ich komme von der Bejagung zurück zum Herdenschutz. Ne-
ben den investiven Mitteln, die vom Land NRW in klaren Grenzen gefördert werden, 
geht es auch immer wieder um die laufenden Kosten. Da würde ich gerne Herrn Dar-
scheid als aktiven Schäfer fragen, aus der Erfahrung heraus: Über welche Mehrauf-
wände reden wir denn da?  

Ich glaube, Sie selber haben zwei Herdenschutzhunde beispielsweise angeschafft, die 
natürlich fressen wollen, die geimpft werden wollen, die zu Untersuchungen müssen. 
Aber welche Mehraufwände gibt es noch? Wie wichtig ist für Sie als Schäfer, der es 
hauptberuflich macht und der auch in Konkurrenz zu anderen Betrieben steht, da auch 
die laufenden Kosten ersetzt zu bekommen? Das macht das Ganze ja nicht nur auf-
wendiger, mehr Arbeit, sondern vor allen Dingen auch teurer.  

Also kurzum die Frage: Wie wichtig wäre für Sie und für die hauptamtliche Schäferei 
oder auch die hauptamtliche Zucht von Weidetieren die Übernahme auch der laufen-
den Kosten von Herdenschutz?  

Simon Darscheid (Schafzuchtverband Nordrhein-Westfalen): Auch von mir herzli-
chen Dank für die Einladung. Danke für die Frage, Herr Schneider. Ja, die Unterhalts-
kosten sind natürlich immens und für einen kleinen Betrieb wie mich schon schwer zu 
stemmen. Es sind ja nicht nur die Hunde, die viel Geld kosten. Die Ausbildung der 
Hunde kostet viel Geld.  

Ich scheue mich bisher davor, mir Welpen anzuschaffen und die auszubilden, weil es 
einfach ein unheimlicher zeitlicher Aufwand ist, den mir keiner bezahlt. Auch die Zäune 
kosten Geld. Es sind Kosten, die da entstehen. Es muss freigeschnitten werden. Dafür 
müssen Gerätschaften angeschafft werden, die bisher nicht finanziert werden.  

Zäune gehen kaputt, die müssen repariert werden. Es ist einfach ein Riesenaufwand, 
den uns einfach bis jetzt keiner bezahlt. Schlimm finde ich, dass uns immer wieder 
gesagt wird, ihr bekommt es bezahlt, und es passiert nichts. Wir kriegen es bis heute 
nicht bezahlt. In anderen Bundesländern wird es bezahlt. Selbst in meinem Nachbar-
bundesland kriegen sie es mittlerweile bezahlt.  
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Ich glaube schon, dass es auch eine gewisse Wettbewerbsverzerrung bei den Land-
schaftspflegegeldern gibt. In Rheinland-Pfalz kriegen sie es bezahlt, in Nordrhein-
Westfalen nicht. Das kann nicht richtig sein.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Ich komme noch mal auf das Thema „Herdenschutz“ 
und die Stellungnahme von Frau Kronauer zurück. Es geht um die Frage der Unter-
stützung. Wo sehen Sie besonders dringenden Handlungs- und Unterstützungsbe-
darf? Vor allen Dingen: Welche Maßnahme soll prioritär umgesetzt und ausgebaut 
werden? Es gibt ja einen ganzen Blumenstrauß an Maßnahmen. Da muss man viel-
leicht auch priorisieren.  

Und speziell für die Zielgruppe der Kleinstierhalter mit sehr überschaubaren Tierzah-
len: Da müssen wir auch schauen, wie wir da weiterkommen. Welche besonderen 
Herausforderungen stellen sich für Kleinstierhaltung beim Herdenschutz? Und wie 
können wir diese Gruppe ansprechen? Welche Angebote bräuchte es, um die besser 
mit Informationen und Unterstützung zu versorgen?  

Nicole Kronauer (Gesellschaft zum Schutz der Wölfe): Einen Aspekt bei der Unter-
stützung, beim Herdenschutz hatte Herr Darscheid gerade schon angesprochen. Das 
ist die Finanzierung von Zeitaufwand. Speziell in dem Fall ging es um die Ausbildung 
von Herdenschutzhunden.  

Aber ich möchte vielleicht auf einen anderen Aspekt kommen, der bei den meisten 
schafhaltenden Betrieben noch eine viel größere Rolle spielt, weil nicht alle mit Her-
denschutzhunden arbeiten, nämlich das Freischneiden der Zäune. Die Stromzäune 
müssen regelmäßig freigeschnitten werden. Je nach Bewuchs, gerade im Sommer, 
muss das wöchentlich bis hin zu täglich gemacht werden. Nach den EU-Vorgaben ist 
es möglich, diesen Zeitaufwand zu finanzieren. Das fehlt uns hier noch ganz. Das ist 
ein Riesenmanko an der Stelle, was auch immer wieder von den Weidetierhaltenden 
an uns herangetragen wird.  

Ein zweiter Punkt sind die Beratungsmöglichkeiten. Da sind wir schon ein bisschen in 
dem Bereich der Nebenerwerbsbetriebe oder auch bei den Kleinsthaltern, die gerade 
schon angesprochen worden sind. Die Berufsschäfer sind in der Regel, wenn der Wolf 
eine Weile im Gebiet ist, wo sie ihre Tiere halten, irgendwann auf dem Stand der Tech-
nik oder informieren sich auch über ihre Verbände. Bei den kleinen Betrieben und vor 
allen Dingen bei den Kleinsthaltern kommen diese Informationen oft nicht an. Das 
heißt, wir brauchen dringend ein Konzept aus den Behörden heraus, aus den Ministe-
rien heraus, ob es jetzt das Landwirtschaftsministerium oder Umweltministerium ist, 
dass wir diese Kleinsthalter beraten, dass wir Beratungsangebote schaffen, dass wir 
unter Umständen Seminare anbieten, um die Leute auf den Stand der Dinge zu bringen.  

Und das bringt uns zu einem anderen Punkt: Wir wissen oft gar nicht, wie wir sie er-
reichen können. Wir müssen dringendst ein Konzept entwickeln – zum Beispiel über 
die Veterinärämter, über die Tierseuchenkassen, da, wo diese Kleinsthalter erfasst 
sind. Denn in Verbänden sind sie nicht. Deswegen erreichen wir sie nicht über die 
Verbände. Das ist das Hauptproblem bei den Kleinsthaltern.  
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Abschließend vielleicht nochmal: Ich weiß, dass das schon in Arbeit ist, aber es dauert 
inzwischen ja auch schon sehr lange. Wir brauchen dringend bei einer hochmobilen 
Art wie dem Wolf den flächendeckenden Herdenschutz und nicht die nach wie vor 
vorhandene Ausweisung von einzelnen Präventionsgebieten, wo dann wieder ein 
Schäfer, der drei Meter weiter seine Tiere weidet, keine Unterstützung bekommt.  

Dietmar Brockes (FDP): Ich würde gerne Herrn Dammann-Tamke vom Bundesjagd-
verband ansprechen. Vielleicht können Sie mir den Widerspruch erklären: Es wird im-
mer argumentiert, dass die Wolfspopulation sich selbst reguliert. Aber auf der anderen 
Seite nehmen wir deutlich wahr, dass sie stetig wächst.  

Helmut Dammann-Tamke (Deutscher Jagdverband): Die Antwort ist relativ einfach, 
auch wenn ich kein Wildbiologe bin. In einer Naturlandschaft hat die Evolution seit 
Hunderttausenden von Jahren bewiesen, dass sich die Natur von allein regelt. Diese 
elementaren Regelungsmechanismen funktionieren in einer Kulturlandschaft definitiv 
nicht. Das Thema „Herdenschutz“ ist das beste Beispiel dafür. Denn man ist ja zu An-
fang davon ausgegangen, dass der Wolf sich überwiegend von Wildtieren ernährt. Das 
macht er auch nach wie vor, ohne Zweifel.  

Fakt ist aber, sobald, lokal gesehen, eine gewisse Nahrungsknappheit einsetzt, hat er 
alle Möglichkeiten der Welt, in unserer Kulturlandschaft auf Nutztiere auszuweichen. 
Und von daher funktionieren die Selbstregulierungsmechanismen nicht.  

Vielleicht nochmal ein Beispiel aus der Lüneburger Heide und aus der Lausitz. Als wir 
uns im Jahr 2010 in der Lausitz informiert haben, war die Lehrmeinung: Das Territo-
rium eines Rudels ist 25.000 ha bis 30.000 ha groß. In der Lüneburger Heide stellen 
wir fest, dass die Territorien in etwa 9.000 ha bis 12.000 ha groß sind. Warum? Weil 
ausreichend Nahrung da ist, und die Nahrung letzten Endes die Dichte und damit auch 
die Population steuert.  

Insofern müssen wir uns, glaube ich, in dieser Kulturlandschaft Bundesrepublik 
Deutschland irgendwann politisch dazu durchringen, dass wir A, eine Verantwortung 
für diese Art Wolf haben, aber B auch, dass wir Zielkonflikte managen müssen. Wir 
werden nicht umhinkommen.  

Zacharias Schalley (AfD): Danke für das Stichwort. Ich würde dazu gerne auch Herrn 
Fallent einmal befragen. Es wird immer wieder auf die wichtigen Leistungen des Wol-
fes für den Naturhaushalt oder für seine Tätigkeit als Ökosystemmanager hingewie-
sen. Wie bewerten Sie die Rolle des Wolfes in der Kulturlandschaft, wie wir sie hier 
oder vielleicht auch bei Ihnen in Österreich haben?  

Gerhard Fallent (Wolfstop Europe): Danke für die Frage. Ja, Herr Tamke hat es 
gesagt, und das ist ganz wesentlich: Wir befinden uns hier nicht in einer Wildnis, son-
dern im Kulturland. Und das ist ein großer Unterschied. Im Kulturland muss gemanagt 
werden.  
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Die Reviere sind so groß, je nachdem, wieviel Beute letztendlich zur Verfügung steht. 
Sie müssen dringend gemanagt werden. Ich sage Ihnen eines: Ich habe mich in Ös-
terreich mit Verantwortlichen von Nationalparks auseinandergesetzt und das Ge-
spräch gesucht, weil wir auch dafür eintreten, dass es wolfsfreie Zonen geben muss. 
Dann haben wir uns im Umkehrschluss die Frage gestellt: Wo sollten Wölfe leben?  

Und da kommen wir halt auf Truppenübungsplätze, dann kommen wir auf National-
parks etc. Ich habe mit diesen Verantwortlichen der Nationalparke gesprochen. Sie 
haben mir gesagt: Nein, nein, wir haben keine Freude in unserem Nationalpark an dem 
Wolf, weil der unsere anderen Naturschutzziele letztendlich konterkariert und möglich-
erweise zerstört. Da gibt es Luchsprojekte. Da gibt es andere Projekte seltener Wild-
tierarten. Da wird viel Geld reingesteckt. Das wird dadurch konterkariert.  

Wir sehen auch, dass sich Biologen mit diesem Thema auseinandersetzen. Ich möchte 
verweisen auf die Maienfelder Erklärung von Marcel Züger und zahlreichen Expertin-
nen und Experten, Biologen, Naturschützern, Leuten aus der Wissenschaft, aus der 
Lehre, die zum Schluss kommen, dass Wölfe schädlich für Natur und Naturschutz sind, 
weil sie die anderen Naturschutzziele, wie gesagt, konterkarieren.  

Man kommt auch heute darauf, dass Wölfe nicht die Gesundheitspolizei des Waldes 
per se sind. Sie übertragen die Wild- und Rinderseuche, Maul- und Klauenseuche. Sie 
wissen, welche Krankheiten die Wölfe übertragen. Das habe ich auch in meiner Stel-
lungnahme aufgeführt. Auch die Räude und Tollwut werden wieder kommen.  

Das sind alles keine Indizien für den besseren Manager. Wölfe sind auch nicht die 
Tiere, die den großen Vorteil für den Wald bringen, denn das Wild ist aufgescheucht, 
das Wild ist gestresst. Dort, wo sie dann in größeren Gruppen Schutz suchen, Unter-
stand suchen, sind die Verbiss- und Schälschäden deutlich größer, sodass es hier im 
Verhältnis zu keinen Vorteilen kommt.  

Wölfe sind halt so, wie sie sind. Sie sind Opportunisten. Sie machen das, was am 
leichtesten geht. Aus diesen Gründen können wir diese Argumentation – Biodiversi-
tätsmanager, Gesundheitspolizei, der bessere Jäger – so nicht unterstreichen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – Dann kommen wir jetzt in die vierte 
Runde. Wir beginnen mit der CDU-Fraktion.  

Bianca Winkelmann (CDU): Bei so viel Fachkompetenz hier im Raum fällt es wirklich 
schwer zu überlegen, wem man die nächste Frage stellt. Ich würde es tatsächlich mit 
Herrn Darscheid vom Schafzuchtverband NRW versuchen. Wir haben schon viel über 
das Thema „Weideschutz und Herdenschutz“ gesprochen. Aus Ihrer Sicht, auch als 
Praktiker: Wo sind die Grenzen?  

Herr Dünow hat es vorhin schon angesprochen. Wie weit können wir noch gehen mit 
dem Herdenschutz? Ist das wirklich praktikabel? Wenn wir NRW-weit denken, denke 
ich an die Mittelgebirgsregionen bei uns, ans Sauerland oder die Eifel, wo Zäunungen 
aufgrund der geografischen Situation oft gar nicht möglich sind. Und eigentlich hätte 
ich noch eine zweite Frage, aber ich glaube, das kriegen Sie in drei Minuten gar nicht 
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alles zusammen. Das Thema „Deichschutz“ ist vorhin auch schon einmal gefallen. – 
Das nehmen wir in die nächste Runde.  

Simon Darscheid (Schafzuchtverband Nordrhein-Westfalen): Danke für die Frage. 
Ich glaube, für den Deich ist der Maik auch der bessere Fachmann. Ja, gerade bei uns 
im Bergischen ist es unheimlich schwer. Das ist auf dem Flachland auch nicht anders. 
Aber im Bergischen ist es schon noch mal so, dass wir gerade mit diesen Einsprung-
hilfen unsere Probleme haben.  

Es sind Wege, die höher oder tiefer liegen, die man dann einzäunen muss. Wir haben 
im Bergischen auch mit Schnee oder mit Winden zu kämpfen, die einen Sog erzeugen 
und dann Netze auch mal ganz einfach mitziehen. Unserer Meinung nach sind die 
90 Zentimeter hohen Netze nicht möglich, wenn man es dauerhaft betreiben will. Jetzt 
ist die Alternative ein Hund, was aber auch nicht für jeden tragbar ist.  

Ich zäune bei mir Berge hoch und runter, und ich kann Ihnen sagen: Wenn Sie die 
Zäune da hoch und runter geschliffen haben und das im Winter, auch bei Schnee, 
dann wissen Sie, was Sie gemacht haben. Ich glaube, das würde, selbst wenn der 
Unterhalt bezahlt würde, das nicht wettmachen, was das für eine Arbeit ist. Wir kom-
men auch immer in andere Regionen. Wir sind mit den Schafen unterwegs, und das 
macht es ja auch schwer.  

Wir haben steinige Böden beispielsweise. Da kriegen Sie überhaupt keinen Zaun in 
die Erde. Sie müsse die geforderten drei Erdpfähle in die Erde kriegen. Die müssen 
genau einen Meter in der Erde sein, weil wir in Nordrhein-Westfalen relativ genau kon-
trolliert werden, was das angeht. Da ist man in anderen Bundesländern ein bisschen 
entspannter. Die muss man auch wieder rauskriegen. Das ist schon ein Haufen Arbeit. 
In der Eifel stelle ich mir das noch schwieriger vor als im Siebengebirge.  

Wir müssen einfach an den Punkt kommen, wo man sagt: Das geht und mehr geht 
nicht, und den Wolf, der das nicht akzeptiert, muss man entnehmen, ganz einfach. Und 
das muss zügig und schnell funktionieren. Wir haben die ersten beiden Wolfsgebiete. 
In beiden Wolfsgebieten sind problematische Wölfe, und die müssen aus dem Verkehr 
gezogen werden. Dieses Hochrüsten geht nicht, das ist nicht möglich. Die Wölfe trai-
nieren immer weiter.  

Am Niederrhein waren es 90 cm, dann 1,10 m, dann 1,20 m. Bei uns waren es erst 
Festzäune ohne Strom, dann wurden es 90 cm. Jetzt sind es 1,10 m, die überwunden 
werden, und die 1,20 m werden auch überwunden. Das ist nur eine Frage der Zeit.  

René Schneider (SPD): Ich würde gerne noch mal den Fokus auf eine Kritik lenken, 
die sowohl von Ihnen, Herr Darscheid, als auch von Ihnen, Herr Dünow, gekommen ist.  

Und ich zitiere: Das Thema „Wolf“ muss einheitlich dem Landwirtschaftsministerium 
zugeordnet werden. Das war die Forderung in der Stellungnahme von Herrn Dar-
scheid. Und Herr Dünow schreibt: „Wolf und Herdenschutz sollten als ganzheitliches 
Thema in einem Ministerium verortet sein.“ Ich zitiere das so, weil die Bitte ist, wenn 
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es in drei Minuten machbar ist, vielleicht von beiden von Ihnen eine kurze Rückmel-
dung zu bekommen. Warum ist das so wichtig, Herr Darscheid?  

Wir haben den Westpol-Beitrag, glaube ich, alle gesehen, in dem Sie ein paar prakti-
sche Beispiele aufzeigen, wo es problematisch wird. Wo hakt es bei dieser themati-
schen Trennung? Wie könnte man es besser regeln, aus Ihrer Sicht und zu Ihren 
Gunsten?  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Dann fangen wir an mit Herrn Dünow. Sie haben an-
derthalb Minuten. Wir machen jetzt mal eine Ausnahme für die SPD. 

Maik Dünow (Berufsschäfer Wesel): Ja, danke für die Frage. Ja, wir haben halt das 
Problem … Also erst mal gehören für uns Schäfer Landwirtschaft und Naturschutz in 
der Sache zusammen. Ich finde es schwierig, so etwas zu trennen. Wir haben jahre-
lang dafür gekämpft, dass Landwirtschaft und Naturschutz zusammenpassen.  

Beim Thema „Wolf“ ist es für uns absolut kontraproduktiv in der Sache. Den Herden-
schutz macht das Landwirtschaftsministerium, den Wolf bearbeitet das Umweltminis-
terium. Und das ist für uns sehr kompliziert. Und ja, wir kommen in der Sache nicht 
vorwärts. Wir würden es begrüßen – wer es letztendlich macht, ist mir egal –, wenn 
wir einen Ansprechpartner hätten. In der Sache vorwärtszukommen, wäre schon hilf-
reich.  

Simon Darscheid (Schafzuchtverband Nordrhein-Westfalen): Es ist so: Bei einem 
möglichen Wolfsriss kommt in der Regel der Wolfsberater raus. Er begutachtet die 
gerissenen Tiere, begutachtet aber auch den Zaun und macht entsprechende Fotos 
davon, schickt das dem LANUV. Er guckt, ob der Zaun in Ordnung war.  

Wenn es Zweifel gibt, wird die Herdenschutzberatung mit dazu gezogen, die aber auch 
nicht vor Ort war, als der Zaun da stand. Dann haben Sie zwei Ämter, die vielleicht 
unterschiedlicher Meinung sind, und das führt auch zu Konflikten. Wir haben beispiels-
weise Wolfsberater, die an den Weiden stehen und sagen: Der Zaun war da und da 
nicht in Ordnung. Woher weiß ich denn, dass der Mann überhaupt Ahnung davon hat, 
wie so ein Zaun auszusehen hat, oder ob da genug Herdenschutzhunde drin waren 
oder nicht? Ich weiß, dass die Wolfsberater bei uns einmal im Jahr geschult werden, 
und das war es.  

Aber Fachleute sind Leute, die das jeden Tag machen, die jeden Tag draußen diese 
Zäune mit den unterschiedlichen Gegebenheiten bauen.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Ich komme nochmal auf das Stichwort „aktives Wolfs-
monitoring“ und auf die Stellungnahme von Herrn Pusch vom NABU NRW zurück.  

Könnten Sie nochmal näher ausführen, welche Maßstäbe Sie an ein solches Monito-
ring ansetzen würden, wie dies vielleicht mit der Arbeit auch der Wolfsberater ineinan-
dergreifen könnte und welche Vorteile ein solches Monitoring hätte? Und falls dann 
noch Zeit ist: Könnten Sie zu diesem gerichtsfesten Verfahren für die Entnahme 
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verhaltensauffälliger Wölfe genau herausarbeiten, wo da aktuell die Schwierigkeiten 
bestehen und wie man das lösen kann.  

Thomas Pusch (NABU NRW [per Video zugeschaltet]): Das Monitoring von den 
Wolfsberatern ist in Nordrhein-Westfalen ehrenamtlich. Das heißt, das sind Ehrenamt-
ler, die raus müssen. In der Regel soll der Wolfsberater spätestens nach zwölf Stunden 
vor Ort sein.  

Ich war auch jahrelang Lux- und Wolfsberater hier in Nordrhein-Westfalen und habe 
dann für mich festgestellt, dass ich den Anforderungen so gar nicht Genüge leisten 
kann. Wenn ich rausfahre – ich habe einen Beruf –, dann ist das zu den Zeiten, wo die 
Risse passieren, oft nicht möglich. Diese Rissaufnahme ist ja auch keine Begutach-
tung von den Leuten vor Ort, sondern die werden mehrfach im Jahr in bestimmten 
Modulen geschult. Diese Rissbegutachtung ist keine Begutachtung in dem Sinne, son-
dern das ist eine Protokollierung von dem Wolfsberater vor Ort. Und die Begutachtung 
findet dann hinterher im LANUV durch die Mitarbeiter statt.  

Das heißt also, vor Ort wird protokolliert, werden Fotos gemacht und, und, und. Und 
dann wird das hinterher im LANUV bewertet. Von daher sind wir der Meinung, dass 
zumindest diese Rissbegutachtung, die auch wirklich stattfinden sollte, von wirklichen 
Fachleuten gemacht wird. Ich weiß, dass es in Schleswig-Holstein so ist. In Nieder-
sachsen habe ich mich letztens noch mit jemandem unterhalten, wo das so gemacht 
wird. Die haben dann dadurch, dass sie das täglich machen, ganz andere Erfahrungs-
werte. Von daher finden wir es sehr wichtig, dass das professionell gemacht wird. Das 
Monitoring an sich – Kotproben sammeln, Fotofallen aufstellen, auslesen – ist natürlich 
auch weiterhin von Ehrenamtlern zu leisten.  

Dann hat Herr Wille noch wegen diesem gerichtsfesten Verfahren gefragt. Da möchte 
ich kurz noch drauf eingehen, wenn die Zeit reicht. Und zwar sind in den letzten Mo-
naten, Jahren die getroffenen Abschlussgenehmigungen gerichtlich immer wieder ge-
kippt worden. Das heißt also, es war für alle Beteiligten, für die Nutztierhalter, aber 
auch für die klagende Partei immer sehr unglücklich, dass da kein vernünftiges Ver-
fahren im Vorfeld gewesen ist.  

Für diese Ausnahmegenehmigung braucht es bestimmte Bedingungen, dass der Her-
denschutz, also der Mindestherdenschutz, überwunden werden muss, die räumliche, 
zeitliche Begrenzung muss da sein und, und, und. Es wäre, glaube ich, für alle sehr 
erstrebenswert, wenn es ein Verfahren gibt, bei dem man einen Maßnahmenkatalog 
abarbeitet, wonach für jeden Außenstehenden ersichtlich ist: Okay, die Voraussetzun-
gen, die für eine Entnahme wichtig sind, sind geprüft worden mit dem und dem Ergeb-
nis. Jeder kann anhand dieser Aufstellung dann sehen: Eine Entnahme ist gerechtfer-
tigt oder nicht. Das würde auf alle Fälle die Sicherheit geben, dass dann nicht mehr so 
viele Klagen notwendig sind. Das ist das, was wir damit zum Ausdruck bringen wollten.  

Dietmar Brockes (FDP): Ich würde gerne mit Herrn Dr. Weyermann weitermachen 
und Sie fragen: Welche Bestandsobergrenze für Wölfe wäre aus Ihrer Sicht für Nordrhein-
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Westfalen sinnvoll, um eine Koexistenz von Weidetierhaltern und ländlichen Räumen 
zu ermöglichen?  

Dr. Franz Weyermann (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): Vielen Dank für die 
Frage. Ich kann Sie de facto gar nicht beantworten. Wir haben heute schon gehört, 
was Stand der Dinge ist. Wir wissen noch nicht mal, wie viele Wölfe wir in Nordrhein-
Westfalen haben. Wenn Sie auf die Internetseite der DBBW, der Dokumentations- und 
Beratungsstelle des Bundes zum Thema Wolf, gehen, dann sehen Sie für Nordrhein-
Westfalen Territorien verzeichnet.  

Da sind Rudel drauf, Einzeltiere fallen darunter. Aber wie viele Wölfe wir haben? I don't 
know. Und das viel größere Problem ist – das ist auch schon angesprochen worden –: 
Wir haben keine nordrhein-westfälische Population. Wenn wir einmal in die Eifel gehen, 
ich gucke jetzt Herrn Nolten an: Da haben wir Wölfe, die laufen uns regelmäßig aus 
dem Hohen Venn zu, das gehört zu Belgien. Wohin zählen wir denn jetzt diese Wölfe?  

Wir brauchen den Blick auf den Großraum – anders macht es doch gar keinen Sinn. 
Die Wölfe, die sich beispielsweise in Belgien niedergelassen haben – das ist für uns 
jetzt nun wirklich vor der Tür –, sind zum Teil aus Schleswig-Holstein, aus Mecklen-
burg- Vorpommern zugelaufen. Die wiederum haben – das liest sich auch in den Do-
kumenten – Vorfahren aus dem Baltikum.  

Ich glaube, bevor wir über Grenzen für Nordrhein-Westfalen reden, müssen wir erstmal 
dahin kommen zu sagen: Wo liegt denn der Erhaltungszustand für Deutschland im 
Kontext des Großraums? Dazu zählt für mich auch der genetische Ursprung. Aus dem 
Baltikum sind irgendwann mal vor 20 Jahren einzelne Tiere hier reingekommen. Wenn 
wir das geklärt haben, wenn wir dann mal ein Monitoring haben, dass wir sicher sagen 
können „wir haben so und so viele Wölfe“, dann, glaube ich, sollten wir guten Mutes 
darüber sprechen: Können wir für Nordrhein-Westfalen eine Zahl Wölfe benennen, die 
für uns akzeptabel sind? Und dann kommen wir zu allen weiteren Schritten.  

Das wäre für mich aber am Ende. Wir müssen erstmal dahin kommen, die Grundlagen 
zu stecken. Und die Grundlagen, das haben wir eben auch gehört, sind rechtlich noch 
nicht da, wo sie hingehören. Bis wir eine Absenkung des Schutzstatus im FFH-Recht 
und dann auch im Bundesnaturschutzgesetz tatsächlich haben, da kann noch ein biss-
chen Zeit vergehen. Da könnten wir uns erstmal andere Dinge vorstellen, bevor wir 
dann zu den Regionalquoten kommen. Die Frage ist absolut gerechtfertigt. Ich kann 
sie im Moment aber nicht beantworten.  

Zacharias Schalley (AfD): Ich würde gerne noch mal zum Thema „der Wolf als Öko-
systemmanager“ kommen. Da fiel eben das Stichwort, dass der Wolf angeblich der 
bessere Jäger sei.  

Nun erwähnen Sie, Herr Kade, in Ihrer Stellungnahme neben der Debatte über Weide-
tierhaltung unter anderem auch mögliche Beeinträchtigungen der Jagd oder Nachteile 
für die Jagdrechteinhaber. Vielleicht können Sie da einmal ausführen, welche Prob-
leme der Wolf denn dem Ökosystemmanager Jäger bereitet.  
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Gustav Kade (Sachverständiger): Vielen Dank für die Frage. Wir haben in Deutsch-
land das beste Jagdrecht der Welt. Wir sind seit 200 Jahren mit dieser Nachhaltigkeit 
beim Jagen hervorragend zurechtgekommen. Durch das Zulassen der Wölfe in einer 
unbegrenzten oder nicht bekannten Zahl machen wir uns Probleme und greifen in das 
Jagdrecht, was an Grund und Boden gebunden ist, ein.  

Unsere Jäger, die Revierbesitzer, pachten ein Revier. Das ist auch ein wirtschaftlicher 
Zweig. Wir haben die bestausgebildeten Jäger in Deutschland. Jetzt kommt ein Wolf 
in die Gebiete. Ich pachte eine Jagd für 10.000 Euro im Jahr, schieße jedes Jahr meine 
Rehe und mein Rotwild und reguliere den Schweinebestand. Und jetzt kommt ein Pre-
dator da rein, der mir den ganzen Betrieb da auseinanderwirbelt.  

Was müssen wir – da gehört auch der Schäfer dazu mit dem Zaun – denn noch er-
bringen, um das zuzulassen? Es hilft uns ja gar nicht weiter. Es bringt uns keinen 
Millimeter weiter. Wir sind 200 Jahre ohne den Wolf ausgekommen. Wir stellen den 
Wolf jetzt so hin – er steht auf der Roten Liste –, als wenn er ausgestorben wäre. Er 
war doch immer da.  

Und daran, glaube ich, müssen wir appellieren. Wir müssen dahin kommen, den 
Schutzstatus ganz schnell herunterzunehmen. Ich spreche jetzt nur von dem unteren 
Niederrhein. Wir haben 150 Kilometer Grenze zu den Niederlanden. Der Wolf ist mor-
gen in den Niederlanden, in den Maasduinen, in den Naturschutzgebieten, Hohes 
Venn. Übermorgen ist er wieder am Rhein, Kekerdom zum Beispiel, wo Wildpferde 
und Koniks laufen. Das ist gar nicht mehr zu regulieren. Darum, wie ich schon deutlich 
sagte: Wir brauchen eine wolfsfreie Zone hier am unteren Niederrhein. Das muss jetzt 
ganz schnell passieren, sonst werden die Probleme immer größer.  

Wenn ich zurückgehe in die Napoleanische Zeit: Wir haben von Süchteln bis Kranen-
burg innerhalb von zehn Jahren zwölf Kindestötungen. Auch das passiert, das lesen 
wir auch auf der niederländischen Seite. Dann ruft eine Schule in Mönchengladbach 
dazu auf, in den Pausen den Schulhof nicht mehr zu verlassen, weil da Wölfe laufen. 
Wie wollen wir uns im nächsten Jahr zu diesem Thema äußern, wenn ein Kind, ein 
Reiter oder ein Hundebesitzer, die im Wald spazieren gehen, angegriffen werden? Wir 
haben am unteren Niederrhein eine große zusammenhängende Waldfläche mit 
5.000 ha. Da ist eingezäunt. Da ist ein guter Rotwildbestand. Stellen Sie sich mal vor, 
da kommt der Wolf da rein.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank, Herr Kade. – Dann kommen wir jetzt in 
die fünfte Fragerunde. Sie beginnt mit der CDU-Fraktion. Frau Winkelmann, bitte.  

Bianca Winkelmann (CDU): Ich würde noch mal das Stichwort „Wolfsmonitoring“ auf-
greifen. Meine nächste Frage würde sich an den Deutschen Jagtverband, an Helmut 
Dammann-Tamke, richten, Stichwort „Wolfsmonitoring“. Wie sieht der DJV das ganze 
Thema?  
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Helmut Dammann-Tamke (Deutscher Jagdverband): Unabhängig davon, wie wir 
uns politisch in Zukunft entscheiden, mit dem Wolf zu verfahren, bleibt eines oberste 
Prämisse: dass der günstige Erhaltungszustand in der Population gewahrt werden 
muss – Population jetzt als europäische Population. Damit wir das auf Basis von vali-
dem Datenmaterial – es klang eben an, wir wissen gar nicht, wie viele Wölfe wir in 
Nordrhein-Westfalen haben – machen können, hat meine heimische Landesjäger-
schaft Niedersachsen, Nachbarland, 2011 eine Kooperationsvereinbarung mit dem 
Niedersächsischen Umweltministerium abgeschlossen.  

Seitdem ist die Jägerschaft in Niedersachsen für das Monitoring zuständig. Deshalb – 
sehen Sie es mir nach – habe ich eben ein wenig geschmunzelt, als auf die Antwort 
nach Monitoring als Erstes kam: Ja, da werden dann die Risse aufgenommen. In Nie-
dersachsen hat es im vergangenen Kalenderjahr über 10.000 Meldungen in Bezug auf 
Wolfsvorkommen gegeben, die bei uns in der Geschäftsstelle der Landesjägerschaft 
Niedersachsen aufgeschlagen sind. Diese kamen zu knapp 72 % von Jägern. Und 
78 % der sogenannten C1-Nachweise, also der gesicherten Wolfs-Nachweise, kam 
von Jägern.  

Was will ich damit zum Ausdruck bringen? Das System der flächendeckenden Jagd: 
Jäger sind in der Lage, ein Monitoring zu leisten, welches sie mit vergleichbaren eh-
renamtlichen Kräften – auch Jäger sind ehrenamtlich unterwegs, ja – von anderen Or-
ganisationen werden niemals leisten können. Deshalb: Wenn man sich die Frage stellt 
„wie viele Wölfe haben wir in Nordrhein-Westfalen?, wie ist das zu sehen mit der Nach-
barschaft Belgien oder Niederlanden?“, wird man meines Erachtens nicht umhinkom-
men, auf die Jägerschaft zurückzugreifen.  

Diese Herausforderung möchte ich insbesondere noch mal durch ein Beispiel deutlich 
machen. Wir haben in Niedersachsen aktuell 68 Territorien mit – ich muss mal eben 
schauen, weil sich das auch täglich ändert – 56 Rudeln, 56 Rudel in dem benachbarten 
Bundesland. Nach den internationalen Monitoring-Kriterien fällt ein Rudel sofort aus 
der Kategorie Rudel wieder raus, wenn es ihm nicht gelungen ist, in dem jeweiligen 
Monitoring-Jahr die Reproduktion nachzuweisen. Das mag Ihnen mal vor Augen füh-
ren, was das für eine enorme Herausforderung ist, bei mittlerweile 56 Rudeln jedes 
Jahr nachzuweisen, das reproduziert wurde. Insbesondere bei kleinen Territoriengrö-
ßen, wie ich sie vorhin beschrieben habe, von 9.000 ha bis 12.000 ha haben Sie auch 
Überlappungen. Da müssen Sie erst mal abgrenzen: Ist es die Reproduktion von Rudel 
X oder Reproduktion von Rudel Y? 

Lange Rede, kurzer Sinn: Monitoring ist eine Aufgabe, die man nur, wenn man sie auf 
breite Basis legt, erfolgreich wird bewältigen können.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Dünow, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme:  

„Zum Erwerb des ‚Sachkundenachweises zur Haltung von Herdenschutz-
hunden‘ und Zertifizierung von Herdenschutzhunden werden in NRW keine 
Angebote gemacht, obwohl die Förderrichtlinie den Sachkundenachweis 
und die Zertifizierung der Hunde fordert.“ 
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Gab es denn ein solches Angebot früher mal? Warum ist das eingestellt worden? Oder 
gibt es Bestrebungen, von denen Sie wissen, dass das Land Nordrhein-Westfalen so 
etwas in Zukunft anbieten möchte?  

Maik Dünow (Berufsschäfer): Wir haben das Problem, dass wir Schäfer die Zertifi-
zierung der Hunde wie auch die Schulung der Herdenschutzhundehalter in früheren 
Zeiten selbst organisiert haben. NRW bietet bisher kein Angebot, obwohl es ein Be-
standteil der Förderung von Herdenschutzhunden ist, aber auch ein Bestandteil für die 
Haltung des Herdenschutzhundes.  

Das finden wir natürlich sehr bedauerlich, weil wir, seitdem wir Wolfsgebiet sind, solche 
Sachen fordern. Und das ist seit 2018 der Fall. In der Sache hat sich da nichts bewegt. 
Gerade bei uns in unserem Gebiet um Gloria, da funktioniert im Moment ohne Hunde 
gar nichts. Ich finde es traurig, dass alles andere an Herdenschutz eigentlich ausge-
blendet werden kann. Das geht Gloria gegenüber nur mit Hunden, Zaun ist uninteres-
sant. Wir müssen da echt zu Lösungen kommen, diese Sachen voranzutreiben. Wenn 
wir den Herdenschutz nicht verstärken … 

Ich wollte auch noch sagen: Ich höre immer die ganze Zeit, dass der Wolf bejagt wer-
den muss, irgendwann kommt es. Was sollen wir Schäfer machen? Seit 2018 sind wir 
Wolfsgebiet. Was hätten wir getan, wenn wir keinen Herdenschutz gemacht hätten? 
Uns hätte es alle nicht mehr gegeben. Wir haben viele Schafhalter verloren. Wir haben 
Schafhalter, die sich nicht mehr trauen, ihre Schafe aus dem Stall zu lassen.  

Wir halten mit allem dagegen. Wir haben uns in vielen Sachen untereinander verbün-
det. Aber wir wissen nicht weiter. Wenn irgendwann der Wolf geschossen wird, ist es 
gut, gar keine Frage. Wir werden irgendwann dazu kommen, dass der reguliert werden 
muss, weil es zu viel werden, keine Frage.  

Aber der Herdenschutz, den brauchen wir jetzt. Wenn man draußen aus dem Fenster 
guckt, sieht man die Schafherde, die wird man demnächst nicht mehr sehen können, 
wenn Herdenschutz nicht funktioniert. Das ist ganz einfach so. Ob der Wolf in fünf 
Jahren, in zwei Jahren oder vielleicht nächstes Jahr geschlossen wird: Der Kollege da 
draußen muss heute Abend seine Hausaufgaben gemacht haben und ich zu Hause 
auch. Sonst gibt es uns nicht mehr.  

Wir haben mittlerweile einen Auszubildenden im Schäferberuf in ganz Nordrhein-West-
falen, und der lernt bei mir. Da weiß man, wo die Reise hingeht. Ich finde, dieses 
Thema wird viel zu viel wolflastig behandelt anstatt mehr in Richtung Weidetiere und 
besonders Schafhaltung.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Ich komme nochmal zurück auf die Stellungnahme von 
Frau Kronauer und habe Fragen zur Einschätzung der Bestandsentwicklung aus Ihrer 
Sicht und die jetzt oder in Zukunft wirkenden Regulationsmechanismen auf diese Po-
pulation.  

Das kann man sicherlich nicht nur auf NRW bezogen sehen. Es ist in verschiedenen 
Beiträgen auch schon deutlich geworden: Wir müssen die westeuropäischen Länder 
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betrachten. Die Nachbarländer, gerade Niederlande spielen eine große Rolle, Belgien 
zum Teil, Niedersachsen. Ja, da würde mich aus Ihrer Sicht einfach die Einschätzung 
interessieren.  

Nicole Kronauer (Gesellschaft zum Schutz der Wölfe): Vielleicht ganz allgemein 
zur Bestandsentwicklung, weil in den Medien und in den Besprechungen diese ominö-
sen 30 % herumgeistern. Das betrifft tatsächlich Gebiete, in denen der Wolf lange aus-
gerottet war und zurückkehrt. Da haben wir diese hohen Bestandsentwicklungen.  

Die gehen dann, wenn Bestände sich entwickeln und Population sich aufbaut, wie wir 
das in Deutschland seit über 20 Jahren haben, zurück. Nur mal, um eine andere Zahl 
in die Köpfe zu setzen: Wir haben die Bestandszahlen zum 30.04.2024 vorliegen. Das 
sind die, die amtlich im November bestätigt wurden. Wir hinken da leider immer ein 
halbes Jahr bis ein Jahr hinterher. Das ist im Moment der Fall. Danach haben wir eine 
Reproduktion in ganz Deutschland im Vergleich zum Vorjahr, zu 2023 von unter 5 % 
gehabt. Das nur, um da ein bisschen Klarheit in die Zahlen reinzubringen.  

Es ist also so, dass sich zeigt: Wenn in Gebieten wie zum Beispiel in Sachsen Revier 
an Revier liegt, dann setzt tatsächlich – da muss ich Herrn Dammann-Tamke deutlich 
widersprechen – die Selbstregulierung ein. Wir haben in diesen Gebieten Revier-Aus-
einandersetzungen, wo Wölfe sterben, was ein Teil dieser Regulierung ist. Wir haben 
in Sachsen-Anhalt festgestellt, dass in Gebieten, wo viele Reviere sind, die Reproduk-
tionszahlen insofern zurückgehen, als dass eben weniger Welpen pro Rudel zur Welt 
kommen. Die Durchschnittszahlen der geborenen Welpen gehen in den Gebieten 
deutlich zurück, wo viele Wölfe sind, wo viele Reviere sind.  

Diese Selbstregulierung funktioniert, sie findet statt. Es ist natürlich in der Wildbiologie 
immer schwierig, weil wir eine Menge Faktoren haben, die Einfluss nehmen. Von daher 
ist es mit absoluten Zahlen immer ein bisschen schwierig. Aber wir sehen an verschie-
denen Stellen, dass diese Regulierung stattfindet. Selbst über die Beutetieranzahl fin-
det die Regulierung statt, wobei ich da jetzt tatsächlich keine Studien vorweisen kann, 
die das belegen.  

Also von daher muss ich sagen: Wir merken, dass diese Regulierung einsetzt. Und 
ansonsten würde ich tatsächlich noch mal kurz darauf eingehen: Wir besprechen die 
Regulierung ja deswegen, weil wir wissen wollen, wie der Wolf sich auf die Weidetier-
halter auswirkt. Da möchte ich noch mal das aufgreifen, was Herr Dünow gerade ge-
sagt hat.  

Wir sprechen immer von der Regulierung. Wir sprechen davon, dass wir eine Bejagung 
haben wollen. Es war vorhin die Frage gestellt worden: Wo ist denn jetzt der Vorteil, 
wenn der Wolf im Jagdrecht steht und bejagt wird? Die Antwort hat aus meiner Sicht 
da keine Klarheit gebracht. Für mich ist diese Diskussion viel zu sehr fokussiert auf 
eine Bejagung, von der keiner von uns wirklich deutlich sagt: Das ist das Ziel. Was ist 
denn das Ziel der Bejagung? Für mich ist das Ziel das Wolfsmanagement, unabhängig 
von Bejagung oder anderen Dingen – egal, welche Mechanismen ich anspreche. Für 
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mich ist das Ziel die Möglichkeit der Koexistenz zwischen wildlebendem Wolf und Men-
schen und da im vordersten Fokus die Weidetierhalter.  

Und da wissen wir einfach – ich habe hier noch mal das evidenzbasierte Wildtierma-
nagement, was vielleicht auch einigen von Ihnen bekannt ist, ansonsten habe ich es 
in meiner Stellungnahme drin –, dass die Bejagung nicht wirkt, sondern nur der Her-
denschutz.  

Dietmar Brockes (FDP): Ich würde gerne meine nächste Frage an Frau Heitzig rich-
ten wollen. Wir haben gerade noch mal einiges zu dem Herdenschutz gehört. Auch 
Herr Dünow hat sehr deutlich ausgeführt, wie wichtig der Herdenschutz ist, weil alle 
anderen Maßnahmen nicht greifen. Deshalb die Frage an Sie: Was erwarten Sie vom 
Land Nordrhein-Westfalen, um stärker und konsequenter Problemwölfe entnehmen zu 
können? Ist das nicht gerade auch, um den Herdenschutz zu unterstützen, ein wichti-
ges Mittel?  

Nicole Heitzig (Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen): Danke für die Frage. 
Ich erwarte eine wirklich klare Regelung, die dann auch Rechtssicherheit bietet. Wir 
haben ja am Beispiel von GW 954f, besser bekannt als Gloria, gesehen, dass es erst 
mal sehr lange gedauert hat, bis ein Antrag auf Entnahme überhaupt stattgegeben 
wurde.  

Und als es dann in der Welt war, wurde es im Eilverfahren von Gerichten wieder kas-
siert, weil es eine Unklarheit zwischen dem Naturschutzrecht und dem Jagdrecht gibt. 
Im Moment ist der Wolf gar nicht im Jagdrecht bei uns, sondern es sind ausschließlich 
naturschutzrechtliche Regeln, die da getroffen werden müssen. Offensichtlich ist es 
sehr schwierig, das rechtssicher umzusetzen.  

Es gibt auch die Forderung, den Wolf ins Jagdrecht zu nehmen, weil wir uns davon 
erhoffen, auch wenn er ganzjährigen Schutzstatus hat, dass diese Einzelentnahmen 
dann rechtssicherer formuliert werden können, um nicht gleich wieder vom Verwal-
tungsgericht kassiert zu werden. Es ist ja ein Unding, dass es so lange dauert, bis 
Schäfern vor Ort geholfen wird, beziehungsweise es wird ihnen gar nicht geholfen. Wir 
wissen nicht genau, ob der Wolf noch am Leben ist oder nicht.  

Ich finde es auch schwierig zu sagen, die Reproduktion sinkt, wenn wir doch gar nicht 
wissen, wie wir eben gehört haben, ob das Monitoring überhaupt so korrekt ist, wie es 
hier dargestellt wird. Wir operieren mit Zahlen aus 2022, 2023. Der Erhaltungszustand 
muss alle, ich glaube, sieben oder acht Jahre an die EU gemeldet werden.  

Wenn er jetzt 2025 gemeldet wird, dann sind wir wieder mit Zahlen von 2022, 2023 
dabei, wo die ganze Reproduktion der letzten Jahre völlig untergeht, überhaupt nicht 
berücksichtigt wird. Deswegen erwarte ich, um den Tierhaltern zu helfen, dass wir 
rechtssichere Lösungen bekommen, um kurzfristig die Schnellverfahren zur Entnahme 
durchzuziehen. Wir wissen doch alle, dass eine reguläre Bejagung, wenn sie denn 
irgendwann kommt, sicherlich nicht in den nächsten Monaten zu erwarten ist. Zusätz-
lich erwarte ich natürlich, dass die Weidetierhalter entsprechend unterstützt werden.  
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Klar: Es geht in erster Linie heute um die Schafhalter, die hier vertreten sind. Aber ich 
sehe auch die Pferdehalter, die Rinderhalter in einer riesigen Problematik. Sie können 
Pferdeweiden nicht mit solchen Zäunen versehen. Sie stellen auch die Landschaft für 
die Wildtiere zu. Kleine Wildtiere verenden in den Elektrozäunen, weil sie nicht mehr 
durchkommen. Selbst Hasen haben sich da schon drin gefangen. Die kommen da ein-
fach nicht mehr durch.  

Rehwild nutzt Äsungsflächen auch. Wir haben die Problematik der Wiederbewaldung 
in NRW. Wir können die Wildtiere nicht komplett in den Wald drängen, weil wir alle 
Wiesen am Waldrand wie Hochsicherheitszonen eingezäunt haben. Dann kommt kein 
Wildtier mehr darauf, um Äsung zu betreiben. Zu den Pferdehaltern – ich kann das 
nicht belegen –: Aber es gibt in den letzten Monaten zunehmend Meldungen von Pfer-
den auf Autobahnen, auf Landstraßen, schwersten Unfällen, die passieren, die eine 
gehäufte Statistik derzeit bringen. Das müsste man vielleicht mal eruieren: Pferde ge-
raten nachts offenbar in Panik, brechen aus, laufen auf Straßen. Und wir wissen nicht 
genau, warum das ist. Aber ich habe so eine Vermutung, woran es liegen könnte.  

Zacharias Schalley (AfD): Wir haben einiges gehört zur Gefahr, die der Wolf für Weide-
tiere, für die Ökosysteme in unserer Kulturlandschaft darstellt. Mich stört in der ganzen 
Debatte, dass meistens das Thema „Gefahr des Wolfes für den Menschen“ so abge-
bügelt wird. Der würde Menschen niemals angreifen, er hätte eine natürliche Scheu.  

Vielleicht können Sie, Herr Fallent, einmal ausführen, inwiefern die Gefahr besteht, 
dass der Wolf denn auch irgendwann auf Menschen geht, auf Kinder. Sie hatten das 
schon mal angerissen. Ein interessanter Aspekt in Ihrer Stellungnahme, der mir da 
auffiel: Inwiefern könnte die Großraubtierpolitik, die diese Gefahren ignoriert, auch gegen 
Völkerrecht verstoßen?  

Gerhard Fallent (Wolfstop Europe): Danke für die Fragestellung. Ganz einfach be-
antwortet: Ja, Wölfe stellen auch für Menschen eine Gefahr da. Sie haben im letzten 
Jahr gesehen, was in den Niederlanden passiert ist, wo innerhalb von zwei Wochen 
zwei Kinder von Erwachsenen weggerissen wurden, gebissen wurden. Wenn die Eltern 
oder die Erwachsenen nicht eingeschritten wären, dann weiß man gar nicht, was mit 
den Kindern heute wäre.  

Das ist nachgewiesen. Ich habe von den Familien die Fotos der verletzten Kinder be-
kommen. Es ist sehr interessant: Sie wurden in die Seite gebissen, weil hier der 
Schwerpunkt ist und weil sie hier am besten letztendlich weggetragen werden könnten.  

Es wird immer gleich gesagt: Okay, der Mensch hat einen Fehler gemacht. Er ist ins 
Habitat der Wölfe eingedrungen, oder die Wölfe haben gerade Nachwuchs bekommen, 
und man ist ihnen zu nahe gekommen. Da gibt es zwei Begriffe. Der eine heißt Vertei-
digungsangriff und der andere Beuteangriff. Wölfe sind sehr intelligent. Bei einem Ver-
teidigungsangriff würden sie nicht die geringste Gefahr versuchen zu eliminieren, das 
Kind. Sie würden einen Erwachsenen versuchen zu eliminieren. Also war es kein Ver-
teidigungsangriff. Es war ein Beuteangriff.  
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Denn Wölfe sind Opportunisten. Sie nehmen das, was am leichtesten geht. Und das 
sind nun mal nicht Erwachsene, sondern Kinder. Das unterstreicht diese Gefahr. Wir 
haben diese Zwischenfälle in Italien. Valerius Geist hat sich über mehrere Jahrzehnte 
mit dem Thema auseinandergesetzt. Er spricht von den sieben Stufen der Eskalation. 
Ich darf Ihnen sagen, dass Sie sich in Deutschland, so wie auch wir in Österreich, in 
der Stufe 6 befinden. In den Niederlanden sind wir in der Stufe 7, wo Wölfe Menschen 
als Beute identifizieren.  

Und diese ewige Debatte um Herdenschutz. Wie wollen Sie den Menschen schützen? 
Ich lebe im Revier von Wölfen. Ich bin umgeben von fünf Rudeln. Mit welchem Gefühl 
lasse ich meine Enkelkinder draußen spielen am Waldrand? Muss ich immer daneben 
stehen mit einer Waffe? Verstehen Sie: Herdenschutz greift temporär als Notfallmaß-
nahme in Krisenzeiten möglicherweise bei Weidetieren.  

Frau Heitzig hat sehr richtig gesagt: Es werden dadurch alle anderen Wildtiere ausge-
sperrt. Was hat das mit Ökologie zu tun? Was hat das mit Biologie zu tun? Das geht 
daneben. Und um auf Ihre Frage einzugehen, Völkerrecht: Wölfe sind aus heutiger 
Sicht keine Ökosystemmanager. Sie hätten aus Artenschutzgründen diesen hohen 
Schutzstatus niemals genießen sollen. Wir gehen davon aus, nachdem auch Kinder, 
Erwachsene und Menschen getötet und verletzt wurden, dass hier Völkerrecht gebro-
chen werden könnte, im Besonderen Menschenrechte, das UNESCO-Welterbe und 
die Alpenkonvention.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – Dann kommen wir jetzt in die sechste 
Fragerunde. Sie wird eröffnet mit Herrn Höner von der CDU. Bitte.  

Markus Höner (CDU): Ich würde gerne eine Frage an Herrn Pingen stellen. Wir hatten 
das eben schon. Frau Heitzig war kurz darauf eingegangen. Es geht mir noch mal um 
die schadstiftenden Wölfe. Es ist richtig festgestellt worden, dass es schwerpunktmäßig 
um Weidetierhalter geht.  

Aus meiner Sicht geht es auch um die Akzeptanz des Wolfes. Wenn man sich einmal 
anschaut, wie seinerzeit mit Gloria umgegangen worden ist, wie lange Gloria im Grunde 
weiter ihr Unwesen treiben konnte, dann hat das auch viel mit Akzeptanz zu tun. Des-
wegen müssen wir auch darüber sprechen, wie Problemwölfe entnommen werden 
können.  

Da möchte ich auf die Schnellabschüsse kommen und würde gerne einmal nachfragen – 
wir hatten ja die vielen gerichtlichen Eilverfahren, die das Ganze immer gestoppt ha-
ben –, was erfolgen müsste, um diese schadstiftenden Wölfe wirklich zielgerichtet bei 
uns in Deutschland entnehmen zu können.  

Steffen Pingen (Deutscher Bauernverband [per Video zugeschaltet]): Vielen Dank, 
Herr Höner, für die Frage. Und sie passt sehr gut. Ich möchte noch einen Satz davor 
schalten: Ich bin schon ein bisschen erschrocken, wenn ich höre, dass ein Abschuss 
keine Wirkung hat, sondern nur der Herdenschutz erfolgreich ist. Das lastet dem 
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Weidetierhalter die gesamte Verantwortung auf. Es ist nicht akzeptabel. Die Weide-
tierhalter mit Geld zu beruhigen und ansonsten die Verantwortung bei dem Weidetier-
halter abzuladen, das wird nicht auf Akzeptanz bei den Weidetierhaltern und auch nicht 
in der Gesellschaft führen.  

Insofern ist es selbstverständlich und mittlerweile auch auf Naturschutzseite akzeptiert, 
dass es eine Entnahme von Problemwölfen geben muss und nicht nur von dem schad-
verursachenden Wolf, sondern im Zweifel auch des ganzen Rudels. Das ist übrigens 
geltendes Recht. Das geltende Bundesnaturschutzgesetz sieht das vor. Nach § 45a – 
Umgang mit dem Wolf – BNatSchG sollen so lange Wölfe entnommen werden, bis die 
Rissereignisse nachlassen.  

Das ist übrigens eine Regelung, die im Schnellabschlussverfahren nicht eindeutig 
übernommen wurde, wo das nationale Recht schon schärfer gestellt wurde. Wenn man 
jetzt zu dem Schnellabschlussverfahren kommt: Es wird seinem Namen keinesfalls 
gerecht. Das ist eher verbale Aufgeschlossenheit bei gleichzeitiger Verhaltensstarre. 
Es ist weder schnell noch praxistauglich, noch ist es rechtssicher. Es ist höchstrichter-
lich in Niedersachsen gestoppt worden, weil es nicht funktioniert. Inhaltlich in 21 Tagen 
im Radius von 1.000 Metern ist es fachlich nicht umsetzbar, den Problemwolf zu ent-
nehmen, wenn schon die Begutachtung, ob es ein Riss durch einen Wolf war, teilweise 
länger dauert – abgesehen davon, dass auch die Behörden dann keine Entnahmege-
nehmigung in der Zeit hinbekommen. Auch die 1.000 Meter sind unrealistisch.  

Was wir bräuchten, ist erstens eine Ausweitung des Zeitraums und des Radius. Es 
muss mindestens ein halbes Kalenderjahr sein, und es muss mindestens ein Radius 
von 50 Kilometern sein, um das realistisch umsetzen zu können. Und was erforderlich 
ist: Die Behörden vor Ort werden ohne Musterbescheide niemals eine rechtssichere 
Abschussgenehmigung hinbekommen können. Man kann den Behörden vor Ort nicht 
auflasten, eine Abwägung zwischen dem Erhaltungszustand, der sich auf ganz Deutsch-
land oder die gesamte biogeografische Region bezieht, und diesem einzelnen Ab-
schuss vorzunehmen, die alternativen Prüfungen vorzunehmen. Da war das Schnell-
abschlussverfahren, was Bund und Länder gemeinsam erarbeitet haben, schlecht vor-
bereitet. Es war damit selbstverständlich, dass es vor Gericht scheitert.  

Letzter Punkt: Natürlich sind auch die Klagen der Umweltverbände hier an der Stelle 
zu nennen. Wenn jede Abschussgenehmigung, die erteilt wird, beklagt wird, wird es 
nie zu einer Problemwolfentnahme kommen. Deswegen ist aus unserer Sicht ein Mo-
ratorium für Klagerechte dringend erforderlich, damit diese Problemwolfentnahmen 
auch tatsächlich stattfinden können.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich möchte meine Frage entweder an Herrn Dr. Weyer-
mann oder, wenn das nicht geht, an Herrn Pingen selbst richten. Herr Dünow, der Schaf-
halter, hat davon geschrieben, dass im Gegensatz zu Rheinland-Pfalz in NRW elf Seiten 
an Antrag fällig sind, in Rheinland-Pfalz nur drei Seiten. Wir wissen, dass aus dem 
GAK-Rahmenplan bereits seit einigen Jahren Möglichkeiten bestehen, Herdenschutz-
hunde mit zweieinhalbtausend Euro pro Jahr zu fördern. Das wird in Rheinland-Pfalz 
tatsächlich gemacht, in Nordrhein-Westfalen aber nicht.  
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Warum gibt es diese bürokratischen und förderrechtlichen Unterschiede zwischen 
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen? Ich weiß jetzt nicht, wer von Ihnen da jetzt 
...  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wer möchte darauf antworten? Gibt es sofort einen, 
der seine Hand hebt? – Herr Weyermann hat schon zum Mikrofon gegriffen, bitte sehr.  

Dr. Franz Weyermann (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): Vielen Dank für die 
Frage. Was den bürokratischen Aufwand angeht, was den Antrag hier in Nordrhein-
Westfalen angeht, kann ich nur Mutmaßungen anstellen. Was die Förderung angeht, 
da ist es definitiv so. Wir haben in unserer Stellungnahme versucht, das mit Zahlen zu 
belegen.  

Warum haben wir das gemacht? Ich richte den Blick kurz weg vom Niederrhein, der 
für uns natürlich sehr wichtig ist. Wir haben, übrigens nicht weit weg von unserer Ge-
schäftsstelle in Bonn, ein weiteres Rudel, nämlich das Leuscheider Rudel. Das über-
fällt mal Herden in Rheinland-Pfalz, im Westerwald, und am nächsten Tag ist es dann 
im Rhein-Sieg-Kreis. Das ist ein großes Territorium. Uns sprechen Mitglieder, Land-
wirte an, die sagen: Das kann doch nicht wahr sein. Ich gehe zwei Kilometer über die 
Landesgrenze. Da werden die laufenden Kosten bezuschusst. Da werden auch Abkal-
beweiden gefördert.  

Dass das Thema „Angriffe auf Rinder“ sehr virulent ist, das haben wir letzten Sommer 
in der Eifel gemerkt. Da tobt die Volksseele, sage ich mal nur. Das ist eine ganz andere 
Größenordnung an Tier, das da angegriffen wird. Da ist eine hochtragende Kuh ange-
griffen worden. Die Bilder sollte man sich besser nicht anschauen. Das ist sehr unap-
petitlich. Und es ist natürlich vollkommen klar, unabhängig von jeder Diskussion um 
Bejagung, Entnahme oder was auch immer: Sie können keinem Tierhalter in Nord-
rhein-Westfalen begreiflich machen, wieso in ein und demselben Wolfsgebiet komplett 
unterschiedliche Förderungen laufen.  

Das hat nichts damit zu tun, dass man jetzt Großherdenschutz-Fanatiker sein muss. 
Es gibt einfach Tierhalter, die sind, ob des Umstandes hochgradig nervös, das unmit-
telbar nebenan Wölfe ihr Unwesen treiben. Deswegen habe ich schon einmal gesagt: 
Man muss die Nerven erst mal dafür haben, das auszuhalten, wenn Sie zu Hause sind. 
Sie wissen: Ein, zwei Kilometer weiter ist Ihre Herde. Und Sie hören auf einmal dann 
im schlimmsten Fall Wolfsgeheul und können nur hoffen, dass das alles gut geht. Das 
Land sehen wir hier auf jeden Fall in der Pflicht.  

Und wir sehen auf jeden Fall auch das Thema „Förderung der laufenden Kosten“. Dazu 
zählt die Unterstützung beim Thema „Herdenschutzhunde“. Zu den Kosten könnten 
sicherlich Herr Darscheid und Herrn Dünow mehr sagen. Das sind ja Herdenschutz-
hundehalter. Wir haben mittlerweile, was die laufenden Kosten angeht, auch eine ähn-
liche Entwicklung in Niedersachsen. Da bin ich jetzt nicht ganz so im Bild. Ich glaube, 
das ist eher eine pauschale Regelung.  
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In Rheinland-Pfalz jedenfalls gibt es sehr dezidierte Förderdetails dazu, was von den 
Kosten, die Tierhaltern für den Herdenschutz entstehen, übernommen wird. Das geht 
bis hin zur investiven Förderung auch von Freischneidern, auch von Mähgeräten und 
so weiter. Das ist natürlich sehr betriebsabhängig, vollkommen klar. Das ist nicht pau-
schal. Aber vor allen Dingen werden auch laufende Kosten mit übernommen.  

Es ist eine Forderung des Berufsstandes, nicht nur des Bauernverbandes, seit vielen 
Jahren, dass man bei Tierhaltern, die Herdenschutz betreiben, nicht auf halber Strecke 
stehenbleiben kann. Das geht einfach nicht. Dafür ist das viel zu teuer.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Anknüpfend an eine Frage, die ich Herrn Pusch vorhin 
gestellt habe, bitte ich, nochmal konkretisierend nachzufassen. Es geht um die rechts-
sicheren Abschussgenehmigungen. Es wurde der Kriterienkatalog erwähnt, der mög-
lichst schnell eine Transparenz herstellen soll. Da würde mich zum einen interessieren, 
welche Kriterien das konkret sein sollen.  

In dem Zusammenhang habe ich auch die Frage, wie das Instrument des Schnellab-
schusses vonseiten des NABU NRW beurteilt wird.  

Thomas Pusch (NABU NRW [per Video zugeschaltet]): Die Kriterien sind eben schon 
häufiger genannt worden, was das Schnellabschussverfahren, den zumutbaren Her-
denschutz, das mehrfache Überwinden betrifft, danach der räumliche und zeitliche Zu-
sammenhang.  

Diese ganzen Aspekte, die Voraussetzungen für eine Entnahme sind, müssen abge-
arbeitet werden. In den letzten Verfahren ist immer festgestellt worden, dass diese 
Grundlagen nicht gegeben waren. Wenn ich mir die Tabelle vom LANUV, diese bestä-
tigten Risse, angucke, dann sieht man – es sind knapp über 30 Fälle seit Oktober – 
auch, dass nur in drei oder vier Fällen der Mindestherdenschutz gegeben war. Bei 
allen anderen steht, dass der Mindestherdenschutz nicht gegeben war. Wenn man das 
zugrunde legt, kommt man natürlich nicht so schnell zu diesem Schnellabschlussver-
fahren.  

Wie sinnvoll und wie praktikabel das ist, das ist eine ganz andere Diskussion. Von 
daher wäre es aus unserer Sicht wichtig, dass man, wenn so eine Abschlussgenehmi-
gung erteilt ist, genau nachvollziehen kann, dass das, was die Grundvoraussetzung 
rein rechtlich ist, auch gegeben ist, was dann zu einer höheren Rechtssicherheit führt. 
Ich hoffe, es war jetzt ein bisschen verständlicher.  

Dietmar Brockes (FDP): Ich würde meine Frage gerne an Herrn Darscheid richten 
wollen. Und zwar leisten die Weidetierhalte wichtige ökologische Dienste in einigen 
Regionen. Deshalb stellt sich die Frage: Nicht überall sind ihre Leistungen auch durch 
Schutzzäune sicherzustellen, gerade wenn ich Deiche, aber auch schwer zugängliche 
Gebiete sehe.  

In Hessen, in Bayern und in Frankreich wird schon längst anerkannt, dass nicht jeder 
Weidebetrieb sinnvoll durch Zäune geschützt werden kann. Die Frage: Wäre so etwas 
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auch für Nordrhein-Westfalen sinnvoll, also wolfsfreie Zonen zu etablieren? Und wenn 
ja, welche wären das aus Ihrer Sicht?  

Simon Darscheid (Schafzuchtverband Nordrhein-Westfalen): Ehrlich gesagt, die 
Frage ist schwierig zu beantworten, ob wolfsfreie Zonen möglich sind. Ich halte Schafe. 
Beim Herdenschutz kenne ich mich aus. Aber die Frage, ob das vom Jagdrecht her 
oder wie auch immer möglich ist, kann ich leider nicht beantworten.  

Was den Deich angeht, bin ich leider auch nicht der richtige Fachmann. Dafür ist der 
Maik mit Sicherheit der richtige. Vielleicht kann der gleich noch, was den Deich angeht, 
darauf antworten. Ich habe eben schon gesagt: Bei uns im Bergischen ist es einfach 
unheimlich schwer, die Weiden zu zäunen und vor allen Dingen auch 365 Tage im 
Jahr bei unterschiedlichen Witterungsbedingungen zu zäunen. Und dann würde ich an 
den Maik übergeben, wenn das geht.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ja, wir machen eine Ausnahme. Bitte sehr, Herr 
Dünow. 

Maik Dünow (Berufsschäfer): Ja, mit dem Deich ist es so eine Sache. Da haben wir 
natürlich auch das Problem mit den Einzäunungen. Teilweise wird es auch mit Her-
denschutzhunden am Deich nicht funktionieren. Aber auch die Einzäunung funktioniert 
nicht allein mit der Förderung. Diese Zäune sind damals beim Deichbau zu 80 % vom 
Land gefördert worden. Wenn wir jetzt noch eine Förderung zu dieser Förderung ma-
chen, dann ist das eine Doppelförderung, funktioniert auch wieder nicht. Also bei der 
Geschichte stehen wir uns alle selbst im Weg.  

Und mit Herdenschutzhunden muss man halt gucken. An vielen Gebieten geht es halt 
nicht. Beim Deich in Duisburg, da sind morgens um 10 Uhr schon tausend Leute mit 
ihren Hunden durchgelaufen. Das macht die Arbeit für Herdenschutzhunde sehr 
schwierig. Und in der Sache ist es am Deich mit höheren Zäunen schwierig. Deswegen 
haben wir uns damals für Herdenschutzhunde entschieden, weil wir mit höheren Zäu-
nen nicht arbeiten können. Die Deiche am Niederrhein sind sehr hoch durch den Berg-
bau. Die höheren Netze sind viel windlastiger und fallen dann um. Aber anders geht 
es halt bei uns nicht.  

Zacharias Schalley (AfD): Ich würde gerne noch mal Herrn Fallent fragen. Wir haben 
gehört, dass das Wolfsproblem europäisch betrachtet werden müsste, da es auch eine 
europäische Population gibt.  

Nun meine Frage an Sie: Von welchen europäischen Ländern mit Wolfspopulation kann 
man denn am besten lernen, beziehungsweise welche Maßnahmen sind denn auf 
NRW übertragbar?  

Gerhard Fallent (Wolfstop Europe): Danke für die Fragestellung. Wir haben es heute 
schon gehört von einem Sachverständigen, von Herrn Pingen, der das differenziert 
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dargestellt hat: natürlich von Schweden, von Norwegen und Finnland, vom skandina-
vischen Raum. Da kann man Vorbild nehmen, auch von der Schweiz. Die Schweiz 
entnimmt ganze Rudel. Sie reduziert ihre Population massiv, weil sie mit den Proble-
men nicht mehr zurande kommt – alles im Rahmen der Berner Konvention, die letzt-
endlich mit der FFH-Richtlinie vergleichbar ist. 

Und wenn jetzt bei uns der Schutzstatus gesenkt wird und das auch rechtskräftig wird, 
dann können auch Bundesländer mutiger werden. Wir haben diese Debatte auch in 
Österreich geführt. Wir haben in Österreich in unseren neuen Bundesländern unter-
schiedliche Wolfsverordnungen, die aber unterschiedlich wirksam waren. Wir sind 
draufgekommen, wir müssen nachschärfen. Dort passiert die Entnahme von Problem-
wölfen bereits jetzt tadellos. Wir haben einige Erfolge bereits zu verzeichnen. Ja, diese 
Vorbilder gibt es. Man muss es nur umsetzen.  

Gestatten Sie mir bitte noch ein paar Sätze zu dem Thema „Herdenschutzhunde“. Ich 
möchte Ihnen sehr empfehlen: Überprüfen Sie, ob der Einsatz von Herdenschutzhun-
den auf Basis ihrer Gesetze stattfindet! In Österreich ist es so, dass die Haltung und 
der Einsatz von Herdenschutzhunden definitiv gegen das Tierschutzgesetz und gegen 
das Hundehaltungsgesetz verstößt. Hunde müssen an der Leine gehalten werden etc., 
Tierkampfproblematik, wenn Hunde tatsächlich die Aufgabe haben, ihr Leben zu ge-
ben, um die Herde zu schützen.  

In Österreich ist das problematisch. Zu der Schweiz darf ich Ihnen sagen, dass allein 
in einem Jahr 30 nachgewiesene Beißattacken von Herdenschutzhunden gegen Men-
schen stattgefunden haben. Diese Herdenschutzhunde sind definitiv in der Schweiz 
gefährlicher als die Wölfe selbst. Und dann müssen Sie sich die Frage der Haftung 
und der Verantwortung stellen. Da gibt es dann die Halterhaftung. Wer ist der Halter? 
Der, der die Hunde hält. Und das hat dann dieser Halter zu verantworten. Ich bitte Sie, 
bevor Sie diesen Schwerpunkt so forcieren und darauf setzen, das alles gut zu über-
legen und gut zu überprüfen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – Dann kommen wir jetzt in die siebte 
Fragerunde. Und sie beginnt mit der CDU-Fraktion. Herr Höner, bitte sehr.  

Markus Höner (CDU): Ja, ich würde gerne noch einmal eine Nachfrage an Herrn Pin-
gen stellen. Wir haben eben von Herrn Pusch einmal gehört, dass die Wölfin, ich 
glaube, Naja hieß sie, von Brandenburg bis Belgien gelaufen ist, also einen relativ 
weiten Weg zurückgelegt hat.  

Wir hatten eben von Herrn Brockes die Nachfrage zu einer Bestandsobergrenze in 
Nordrhein-Westfalen. Ich habe jetzt eine dreigeteilte Frage. Das wäre einmal: Was 
wäre aus Ihrer Sicht jetzt die richtige Betrachtungsweise? Geht es da um eine kleintei-
lige Region, die für eine Obergrenze betrachtet werden müsste? Müsste es ein Bun-
desland sein, Deutschland? Oder ist es doch dann eine größere Region, wo auch Eu-
ropa mit einfließt?  
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Und dann anschließend: Wie kann man überhaupt einen nationalen Bestand an Wöl-
fen, zum Beispiel in Deutschland, herleiten? Wie groß kann dieser überhaupt sein? 
Gibt es da eine Herangehensweise?  

Und vielleicht kurz anschließend als dritten Unterpunkt: Wir hatten gerade von Herrn 
Darscheid die Antwort, dass er das daraus nicht klar herleiten konnte. Können Sie 
vielleicht noch einmal etwas dazu sagen, ob es Kriterien gibt, um auch wolfsfreie Ge-
biete letztendlich auszuweisen? Ich glaube, die drei Punkte gehören eng zusammen.  

Steffen Pingen (Deutscher Bauernverband [per Video zugeschaltet]): Vielen Dank 
für die Frage. Ich weiß nicht genau, ob ich das in den drei Minuten schaffe. Aber zu 
der Frage, welchen Beitrag Deutschland beim Wolfsbestand leisten muss: Wir hatten 
heute schon mal das Thema, dass Deutschland oder NRW keine eigene Population 
hat. Die FFH-Richtlinie schützt Populationen in ihrer biogeografischen Region. Und da 
sind wir beteiligt mit Populationen in der kontinentalen Region atlantisch und alpin.  

Wir können auf jeden Fall für die kontinentale Region und für die atlantische Region, 
also für zwei Populationen, feststellen, dass der Erhaltungszustand gesichert ist. Und 
das ist keine eigenständige Population von Deutschland, sondern Deutschland leistet 
einen Beitrag für den Erhaltungszustand dieser großen Population, die jetzt beispiels-
weise mit Polen, mit dem Baltikum gemeinsam beheimatet wird. Wir meinen, dass, 
wenn man auf internationaler Ebene – der IOCN – sagt, dass 1.000 Wölfe für eine 
eigenständige, biologisch sich reproduzierende Population ausreichen, dann muss es 
doch ausreichen, wenn deutlich weniger als diese 1.000 Wölfe zum Erhaltungszustand 
der deutlich größeren Population beitragen in einem größeren Verbreitungsgebiet über 
Deutschland hinaus.  

So würden wir uns dem nähern. So machen das auch andere Mitgliedstaaten, bei-
spielsweise Schweden. Es ist eine Herleitung, die man mit fachlichen Kriterien unter-
mauert, aber natürlich auch eine politische Festlegung. Deswegen aus unserer Sicht: 
Es muss reichen, wenn Deutschland mit beispielsweise 500 bis maximal 1.000 Tieren 
zu dieser größeren Population beiträgt. Wir sind nicht quasi alleine die Heimat dieser 
Population.  

Zu der Frage, wie man wolfsfreie Gebiete machen kann: Ich wundere mich ein biss-
chen, dass das so kritisch gesehen wird. Wir haben uns da mal orientiert an der Berner 
Konvention. Da gibt es einen Ständigen Ausschuss, der schon vor langer Zeit eine 
Empfehlung gegeben hat, wie man auch ein dreizoniges Gebietskonzept machen 
kann. Da gibt es Gebiete, die vollständig für den Wolf geschützt sind. Da darf auch 
nicht bejagt werden und ähnliches.  

Dann gibt es die Möglichkeit, Management-Gebiete festzulegen. Und da gibt es Ge-
biete, wo der Wolf richtig bejagt werden kann. Das stammt also aus der Berner Kon-
vention, aus dem Ständigen Ausschuss dazu.  

Ein abgewandeltes Modell oder ein angelehntes Modell können wir uns auch für 
Deutschland vorstellen. Natürlich wird man in einem wolfsfreien Gebiet nicht verhin-
dern können, ob man es jetzt so nennt – wir haben es in einem Leitfaden, den wir 
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gemeinsam mit allen Landnutzern veröffentlicht haben, auch mal Wolf-Ausschlussa-
real genannt –, dass da ein einzelner Wolf mal durchzieht. Das ist so.  

Aber man kann sicherstellen, dass es keine Ansiedlung von Rudeln gibt. Damit ist nicht 
ausgeschlossen, dass es durchziehende Wölfe gibt. Aber eine Ansiedlung eines Ru-
dels kann ich verhindern. Das muss für Gebiete wie Deiche oder große Grünlandregi-
onen, Almen gelten, die nicht umzäunt werden können.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Meine Frage richtet sich wieder an Herrn Dünow. Wir 
haben letztes Jahr im Sommer bei einer Veranstaltung in Hünxe zusammengesessen. 
Da wurde thematisiert, dass durch das Hochwasser Herdenschutzzäune weggerissen 
wurden, bei Extremwetterereignissen möglicherweise Herdenschutzzäune kaputt ge-
gangen sind, zerstört wurden.  

In dieser Zeit, als die Herdenschutzzäune zerstört waren, gab es einen Wolfsriss in 
dieser Herde bei einem Schafzüchter. Was passiert, wenn bei solchen Extremwetter-
ereignissen Zäune kaputt gehen, Herdenschutzmaßnahmen nicht mehr greifen? Wie 
schnell kann das dann wieder aufgebaut werden? Wie sind da die Förderbedingungen?  

Maik Dünow (Berufsschäfer): Ja, wir hatten uns da getroffen. Wir haben uns den 
Zaun angeguckt. Wir hatten das Problem, dass extremes Hochwasser an der Lippe 
war und der Zaun dann komplett abgesackt war, also nicht der Höhe entsprach, wobei 
ich sage: Ob der Wolf jetzt zehn Zentimeter höher oder zehn Zentimeter weniger sprin-
gen muss, ist ihm, glaube ich, in dem Moment auch egal.  

Aber wir haben halt das Problem mit dem Zaunbau. Der Schafhalter hatte dann einen 
Antrag gestellt auf die Erhöhung des Zaunes. Der ist abgelehnt worden, weil die – wie 
nennt man das? – die Erhaltungsfrist von dem alten Zaun, der schon mal gefördert 
worden war, noch nicht abgelaufen war. Er konnte noch keinen neuen Zaun oder eine 
Erhöhung gefördert bekommen.  

Ja, das ist sehr schwierig. Aber bei diesem ganzen Thema „Herdenschutz“ ist es ge-
rade in Nordrhein-Westfalen so, dass sich diese Umsetzung von Theorie in Praxis sehr 
schwierig gestaltet und eigentlich fast nicht leistbar ist. Und ja, da haben wir halt das 
Problem mit den Zäunen. Genauso ist es mit dem kompletten Herdenschutz. Theorie 
passt hier nicht zur Praxis.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Ich wollte anknüpfen. Es sind von Herrn Pingen zwei 
Stichworte genannt worden: Zonenkonzept der Berner Konvention und Ansiedlung 
verhindern, also die Schaffung von wolfsfreien Gebieten. Da würde mich die Haltung 
der Gesellschaft zum Schutz der Wölfe, Frau Kronauer, noch mal interessieren, auch 
Ihre Erfahrungen in anderen Ländern, ob so was möglich ist, ob so was sinnvoll ist und 
was der Aufwand dafür wäre.  

Nicole Kronauer (Gesellschaft zum Schutz der Wölfe): Vielen Dank für die Frage. 
Ja, ich finde es interessant. Bei der Aufzählung der drei Zonen, die die Berner 
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Konvention angedacht hat, haben wir also eine Zone mit kompletten Schutz, eine Zone 
mit teilweisem Schutz und eine Zone mit Bejagung.  

Das heißt also, eine wolfsfreie Zone gibt es in diesem Konzept auch nicht. Das möchte 
ich nochmal kurz hervorheben. Dann wurde auch gleich der Grund genannt, warum es 
in diesem Konzept keine wolfsfreie Zone gibt. Der Grund ist der, dass wir in Gebieten 
zwar Wölfe bejagen können und damit unter Umständen, wenn wir es sehr intensiv 
tun, verhindern können, dass sich Rudel ansiedeln; aber wir können bei einer hoch-
mobilen Art wie dem Wolf nicht verhindern, dass Wanderwölfe durchziehen.  

Und da sind wir genau bei diesem Problem. Die durchziehenden Wanderwölfe sind oft 
Jungwölfe, die noch sehr jagdunerfahren sind und die dann genau diese Art von Ris-
sen hervorrufen. Die kommen durch Gebiete, wo sie nicht heimisch sind. Sie kennen 
sich nicht aus mit den Gegebenheiten und treffen dann, weil sich der Weidetierhalter 
darauf verlässt, dass eine wolfsfreie Zone ausgewiesen wurde, dann halt nur auf einen 
Mindestschutz oder vielleicht auch auf gar keinen Schutz, weil das alles technisch viel-
leicht auch schwierig an dieser Stelle ist. Und dann werden genau diese Risse verur-
sacht, die wir vermeiden wollen. Und deswegen halte ich dieses Konzept für völlig 
kontraproduktiv.  

Generell nochmal zum Thema der wolfsfreien Gebiete: Wir haben diese hochmobile 
Art Wolf, die Jungwölfe wandern alle ab. Das heißt, Sie haben jedes Jahr Hunderte 
von Wölfen, die durch die Länder laufen, die sich nicht an Ländergrenzen halten. Wir 
hatten schon das Thema „angrenzende Gebiete in Belgien“. Wir haben in Niedersach-
sen sehr viele Rudel. Das ist vorhin auch schon erwähnt worden.  

Wenn wir also sagen, wir können wolfsfreie Gebiete, wenn überhaupt, nur mit einer 
hochgradigen Bejagung und dann, ohne Wanderwölfe ausschließen zu können, schaf-
fen, dann erfüllen diese wolfsfreien Gebiete nicht den Zweck, den Sie hier in der Dis-
kussion eigentlich anstreben.  

Dietmar Brockes (FDP): Ich würde gerne dieselbe Frage, was das Zonenkonzept an-
geht, an Herrn Dammann-Tampke richten. Wie bewerten Sie das und die Ausführun-
gen von Frau Kronauer?  

Helmut Dammann-Tamke (Deutscher Jagdverband): Ich werde wieder als Lokal-
patriot sprechen, nämlich als Niedersachse, weil ich die Zahlen gut kenne. Nieder-
sachsen hat 2.000 Kilometer Hauptküstenschutzlinie. 14 % der Landesfläche Nieder-
sachsens werden durch diese Hauptküstenschutzlinie vor Hochwasser geschützt. Und 
das sind 1,7 Millionen Menschen.  

Diese 1,7 Millionen Menschen verlassen sich darauf, dass Dachverbände das Opti-
mum leisten, um ihr Hab und Gut und im Zweifel auch ihr Leben bei Hochwasserer-
eignissen zu schützen. Ohne Zweifel ist das Schaf als Wiederkäuer, der mit dem gol-
denen Tritt nicht nur die Grasnarbe kurz, sondern auch festhält, das optimale Nutztier, 
um diese Leistung im Sinne der Gesellschaft gemeinsam mit Schäfern zu erbringen. 
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Und deshalb besteht in Niedersachsen seit Jahren die Forderung nach einem 50 Kilo-
meter breiten Schutzkorridor entlang unserer Hauptküstenschutzlinie.  

Und wenn mir die Bemerkung an dieser Stelle erlaubt ist, ein wenig politisch zu wer-
den, denn ich verfolge diese politische Debatte als Niedersachse mittlerweile seit 15 
Jahren: Es ist für mich schon bemerkenswert, dass eine Ampel-Koalition vor dreiein-
halb Jahren in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart hat, wir wollen ein regional differen-
ziertes Bestandsmanagement, sofern europarechtskonform.  

Mit der Beschlusslage Berner Konvention und dem, was die EU-Kommission gerade 
in Richtung FFH-Richtlinie eingeleitet hat, ist davon auszugehen, dass diese Euro-
parechtskonformität in wenigen Monaten, vielleicht in einem Jahr, da ist.  

Und was das Thema „Akzeptanz der Wölfe“ angeht, muss ich sagen: Wenn der Wolf 
im 21. Jahrhundert ein Problem hat, ist es Akzeptanz in der Bevölkerung. Wenn diese 
klaren politischen Signale in die Bevölkerung hinein trotzdem dazu führen, dass die 
Diskussionen immer wieder und immer und immer wieder neu entfacht werden, dann 
hilft das nicht gerade, die Akzeptanz im ländlichen Raum in Bezug auf Koexistenz mit 
den Wölfen zu fördern.  

Zacharias Schalley (AfD): Auch ich würde gerne Herrn Fallent fragen, wie er sich das 
Wolfsmanagement vorstellt, insbesondere in Bezug auf wolfsfreie Zonen, oder wie all-
gemein abwandernde Wölfe in dieses Konzept passen. Vielleicht können Sie dazu 
einmal ausführen.  

Gerhard Fallent (Wolfstop Europe): Danke sehr, Herr Abgeordneter. Ja, wir haben 
uns auch mit diesem Thema auseinandergesetzt. Ich beziehe mich auf dieselbe Studie, 
wie Sie, Herr Pingen, es wahrscheinlich tun. Es ist eine europäische Studie aus dem 
Jahr 2017, die auf diese 1.000 reproduktionsfähigen Wölfe für Kontinentaleuropa abzielt.  

Das würde eine Zahl von mindestens 2.500 erwachsenen Tieren bedeuten. Sie wissen 
ja, reproduzieren tun sich nur die Alphatiere. Wir haben das hochgerechnet und haben 
eine Kennzahl entwickelt. Das würde bedeuten, auf Europa umgelegt, einen Beitrag 
von einem Wolfsrudel pro 11.000 Quadratkilometer. Das ist ein durchschnittlicher Bei-
trag, den jede Region leisten sollte. Ich habe mir das auch für Nordrhein-Westfalen 
ausgerechnet und komme darauf, dass Nordrhein-Westfalen aufgrund dieser Kenn-
zahl bereits heute den günstigen Erhaltungszustand mit dem gegenwärtigen Wolfsbe-
stand erfüllen würde.  

Wir setzen uns auch dafür ein, dass es wolfsfreie Zonen gibt, genauso, wie bereits 
besprochen wurde: Dort versucht man, die Rudelbildung hintanzuhalten.  

Wir haben uns aber auch verständigt, hier darzulegen, wo Wölfe leben sollten. Aus 
unserer Sicht sind das Truppenübungsplätze, Nationalparks, wobei ich Ihnen schon 
gesagt habe, welche Bedenken die Verantwortlichen in den Nationalparks haben. Wir 
haben uns dann auch überlegt: Welche Fläche würde dafür notwendig sein, die man 
als Region bereitstellt? Da braucht man nicht mehr als 2 % der Staatsfläche zum Bei-
spiel oder des Betrachtungsgebietes, um diese Population zu beheimaten.  
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Ich habe vor kurzer Zeit in Brandenburg einen Vortrag halten dürfen. Dort beträgt der 
Belegungsgrad an die 80 %, weil, wie bereits Frau Kronauer ausgeführt hat, dort die 
Reviere belegt sind, die Fläche abgedeckt ist. Und man kommt dort auf 80 %. Stellen 
Sie sich vor, was Brandenburg hier, positiv ausgedrückt, leistet. 2 % würden ausreichen, 
um dieser internationalen europäischen Studie gerecht zu werden. Und das ist tat-
sächlich das, was wir vorschlagen.  

Natürlich braucht es Monitoring. Die Jägerschaft ist der Garant. Die haben die Exper-
tise wie Wildtiermonitoring bei Schalenwild, bei verschiedenen anderen Wildtierarten. 
Das machen sie seit Jahrzehnten bereits sehr gut. Warum delegiert man das nicht 
dorthin? Warum baut man extrem bürokratische Strukturen auf, die letztendlich die 
Weidetierhalter zum Verzweifeln bringen, dass sie dann gar keinen Antrag mehr stel-
len, weil der Aufwand einfach zu groß ist und letztendlich der Frust am Ende des Tages 
überwiegt?  

Ich empfehle, dieses Dokument – wir nennen es auch Deklaration – einmal durchzu-
lesen und vielleicht in die Gesetzgebung in Nordrhein-Westfalen einfließen zu lassen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank, Herr Fallent. – Dann kommen wir jetzt in 
die achte Fragerunde und die beginnt mit der CDU-Fraktion, Frau Winkelmann, bitte.  

Bianca Winkelmann (CDU): Ja, was unsere heutige Anhörung deutlich macht und 
deutlich zeigt, ist, dass wir im Grunde genommen erst ein vernünftiges zahlenbasiertes 
Monitoring benötigen, damit wir ein effektives und realistisches Bestandsmanagement 
auch umsetzen beziehungsweise einführen können. Was auffällt, ist, dass bei dem 
Thema „Bestandszahlen“ in den verschiedenen Literaturen verschiedene Zahlen an-
gegeben werden.  

Und das ist heute in der Anhörung auch deutlich geworden. Auch da gibt es eben 
verschiedene Sichtweisen. Deshalb würde ich meine Frage nochmal an den Deut-
schen Jagdverband, an Herrn von Massow oder Herrn Helmut Dammann-Tamke wen-
den. Bestandszahlen, Bestandsgrößen: Wie sieht das der Deutsche Jagdverband?  

Helmut Dammann-Tamke (Deutscher Jagdverband): Alljährlich treffen sich die Be-
auftragten der Länder, um bundesweit die aktuellen Bestandszahlen zusammenzutra-
gen. Die entsprechenden Zahlen werden im Regelfall Ende Oktober, November veröf-
fentlicht und beziehen sich auf das im Frühjahr zu Ende gegangene Monitoringjahr.  

Das heißt, wenn in der Presse in Deutschland Bestandszahlen im September veröf-
fentlicht werden, dann fehlen zwei komplette Jahrgänge. Warum fehlen zwei komplette 
Jahrgänge? Machen wir es an diesem letzten September deutlich: Der komplette Som-
merjahrgang fehlt. Und da sich das Ganze mit der Veröffentlichung auf das vorige Mo-
nitoringjahr bezieht, die Zahlen aber noch gar nicht veröffentlicht sind, fehlt auch der 
Jahrgang 24. Denn Rudel können bekanntlich, der Biologie entsprechend, nur im Som-
mer entstehen.  
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Diese veralteten Zahlen führen bei denjenigen, die sich mit der Materie beschäftigen, 
zu einem latenten Gefühl, dass man die entsprechende Bestandsentwicklung syste-
matisch immer durch antiquierte Zahlen etwas runterrechnen will. Noch extremer – 
und das ist vorhin angeklungen – ist das im Turnus des sechsjährigen Berichtszeit-
raums der Europäischen Union, was 2025, also in diesem Jahr, wieder ansteht. Und 
es ist heute schon angeklungen. Die Meldungen, die im Herbst 2025 an die EU gehen, 
was die aktuellen Bestandszahlen der Wölfe in der Bundesrepublik Deutschland an-
geht, beziehen sich auf das Monitoringjahr 2022/2023.  

Was können wir daraus entnehmen? Der Rudeljahrgang 2023, Sommer 2023 fehlt, 
der Rudeljahrgang Sommer 2024 fehlt und der Rudeljahrgang Sommer 2025 fehlt. Ich 
glaube, ich brauche Ihnen nicht zu erklären, warum das bei denen, die dieses System 
durchdrungen haben, zu einem massiven Vertrauensverlust in Bezug auf Objektivität 
irgendwelcher deutschlandweiten Wolfszahlen führt.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – Dann komme ich zur SPD-Fraktion, 
Herr Schneider!  

René Schneider (SPD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Wir haben einstweilen keine 
Fragen mehr.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – Dann komme ich zu Bündnis 90/Die 
Grünen. Herr Dr. Wille!  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Wir haben auch keine Fragen mehr.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Dann komme ich zu Herrn Brockes, FDP-Fraktion.  

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich würde nochmal das 
Thema von eben aufgreifen wollen und Herrn Dr. Weyermann ansprechen. Herr Pin-
gen hatte diese drei Zonen ins Gespräch gebracht. Könnten Sie sich das für Nordrhein-
Westfalen vorstellen, und wie würde das in etwa aussehen aus Ihrer Sicht?  

Dr. Franz Weyermann (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): Vielen Dank. Ja, 
ich könnte mir sowas sehr wohl vorstellen, wobei ich mich nicht an Begrifflichkeiten 
aufhalten möchte. Wir haben Beispiele dafür. Ob man das nun wolfsfreies Gebiet oder 
nicht zumutbar einzäunbares Gebiet nennt, lasse ich mal dahingestellt. Wir haben bei-
spielsweise in Frankreich tatsächlich diese Spezifizierung zum Teil für einzelne Her-
den, für einzelne Betriebe.  

Man guckt also ganz genau hin: Geht das dort? Vielleicht ist das auch ein einfacherer 
Weg, statt zu sagen: Wir betrachten jetzt große Räume, wo wir sagen, da darf kein 
Wolf mehr seine Pfote hinlegen, was ja de facto sowieso nicht funktionieren wird. Wir 
haben die durchwandernden Wölfe. Stattdessen schauen wir erstmal: Was ist vor Ort 
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aufgrund der Topografie zum Beispiel überhaupt leistbar? Oder was ist am Deich – da 
schauen wir auf die Rheindeiche bei uns am Niederrhein – zum Beispiel aufgrund von 
rechtlichen Vorgaben überhaupt machbar? Was ist aufgrund der Windverhältnisse 
machbar? Man muss sich anschauen: Geht das dort?  

Wenn wir, wie das die Franzosen machen, wir solche Betriebe oder kleine Gebiete 
abgrenzen und wenn es dort zu Rissvorfällen kommt, dann muss das zum einen zur 
Folge haben: Der Betrieb braucht jetzt nicht den – weiß Gott wie – hochgestellten Her-
denschutz. Herr Dünow hat ja selber gesagt: Oben auf der Deichkrone am Niederrhein 
funktionieren 1,20 m nicht.  

Mit Herdenschutzhunden mag es mal funktionieren. Er wird aber oft genug zu Angrei-
fern, weil Leute mit Hunden vorbeikommen und wir dann wieder dieses Territorialver-
halten zu berücksichtigen haben. Das heißt, er muss eine Entschädigung bekommen 
ohne den Herdenschutz. Auf der anderen Seite bedeutet das auch, dass wir unmittel-
bar über eine Entnahme nachdenken müssen. Bei den Deichen ist das nochmal eine 
andere Nummer, sie dienen der Daseinsvorsorge. Wir können es uns unseres Erach-
tens nicht erlauben, dass Schafhalter, auf deren Schafherde es mehr als nur einmal 
zu Übergriffen gekommen ist, sagen, sie gehen da nicht mehr drauf. Das sind Bei-
spiele, die wir zumindest über die Medien aus Niedersachsen hören.  

Wir möchten uns hier in Nordrhein-Westfalen mit 18 Millionen Einwohnern, davon le-
ben viele entlang des Rheins, nicht ausmalen, was passiert, wenn die Schafhalter am 
Niederrhein die Reißleine ziehen. Das betrifft natürlich auch Gebiete, die Herr Dar-
scheid angesprochen hat, egal, ob das nun im Sauerland, im Bergischen oder in der 
Eifel ist: Wir haben einfach Steillagen. Wir haben Gebiete, die sind vom Untergrund so 
steinig, da hält nichts. Da können Sie froh sein, wenn Sie ein 90-Zentimeter-Netz ans 
Halten bekommen. In extrem trockenen Sommern haben wir das zum Teil auch erlebt. 
Das sind Dinge, die man sich anschauen kann, um dann tatsächlich zu sagen: Wir 
grenzen die ab.  

Ein ähnliches Verfahren gibt es auch schon in Bayern. Wir grenzen die ab, und wenn 
es dann zu Übergriffen kommt, dann muss das Konsequenzen haben. Das wäre zu-
mindest mal ein Ansatz, um zu sagen: Wir schauen von der ganz großen Politik weg 
auf das, was vor Ort überhaupt leistbar ist. Das stellt ja nicht den Herdenschutz per se 
in Frage. Man muss sehen: Wo hat das Ganze de facto Grenzen? Am Rheindeich 
muss es Grenzen haben. Das steht für uns definitiv fest.  

Vorsitzender Dr. Patricia Peill: Danke sehr. Herr Schalley? – Sie haben auch keine 
Frage mehr. Dann kommen wir jetzt in die neunte Runde. Ich fange nochmal mit der 
CDU an. Herr Höner, bitte.  

Markus Höner (CDU): Ich hätte noch eine Nachfrage an Herrn Dammann-Tamke. Wir 
haben heute sehr viel über Herdenschutz gesprochen, Weidetierhalter zu schützen. 
Das ist ein wichtiger Teil, gerade im Umgang mit dem Wolf. Wir sehen aber eine Ent-
wicklung.  
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Es gibt oftmals die Forderung, den Herdenschutz auf ganz NRW auszuweiten, dass 
also immer mehr Zäune gebaut werden, wobei wir mit einer steigenden Wolfspopula-
tion irgendwann dahin kommen, dass wir genau diese beschriebenen Gebirgsregio-
nen, die wir in Nordrhein-Westfalen auch haben, vermehrt einzäunen müssen.  

Dazu kommen dann noch die ASP-Zäune, die wir in Nordrhein-Westfalen sicherlich 
irgendwann nochmal in einem gewissen Umfang bekommen werden, was zumindest 
zu befürchten ist.  

Die Frage für mich ist jetzt an dieser Stelle noch einmal: Wir machen das ja, um Weide-
tierhaltung zu schützen. Aber es hat auch Einfluss auf andere Tiere, auf die Wildtier-
arten, die im Grunde in ihrem normalen Verlauf, wie sie ihre Zugstrecken sonst haben, 
behindert werden. Da wäre meine Frage: Gibt es da schon Auswirkungen? Ist da etwas 
festzustellen? Wird da eine Problematik zukünftig gesehen?  

Helmut Dammann-Tamke (Deutscher Jagdverband): Der Lebensraum Weideland 
ist für viele Arten natürlich essentiell. Ein Zaun, wenn er wolfsicher ist, insbesondere 
mit entsprechenden stromführenden Litzen versehen ist, ist für viele Arten ein unüber-
windbares Hindernis beziehungsweise für Kleinsäuger, Igel und dergleichen bei ent-
sprechender Stromspannung auch lebensbedrohlich.  

Es gibt entsprechende Beobachtungen, dass diese Kleinsäuger dort über Strom getötet 
werden. Große Schalenwildarten können diese Zäune überspringen. Aber es ist letzten 
Endes auch eine Grundsatzfrage, ob wir andere Arten von Lebensräumen ausschließen 
wollen. Mir fällt in dem Zusammenhang immer die Waldseite ein, die sich gegen Zäunung 
im Wald ausspricht, weil sie sagt: Es muss möglich sein, den klimastabilen Wald ohne 
Zäune hinzubekommen. Wer zäunt, schließt auch Arten, die in diesen Lebensraum 
gehören, aus. Das ist sozusagen der gleiche Mechanismus.  

Und interessanter Aspekt mit ASP, denn das sind Beobachtungen aus Brandenburg, 
die ich hier nur wiedergeben kann. Der ASP-Schutzzaun ist in der Regel 70 cm bis 
90 cm Zentimeter hoch, reicht in der Regel, um Wildschweinpopulationen mit den ent-
sprechenden Sperrgebieten und begleitet durch Jagd einzuriegeln.  

Nach den Beobachtungen in Brandenburg wirkt das auf junge Wölfe zu Anfang auch 
als Barriere. Nur irgendwann lernen die: Man kann bequem über diesen Zaun herüber-
springen. Und wenn Sie das einmal gelernt haben, spielt die Höhe des Zauns am Ende 
des Tages keine Rolle mehr. Dann sind wir in der klassischen Aufrüstungsspirale: 90, 
120, 140, 140 plus Flatterband. Das haben wir in Niedersachsen alles durchdekliniert. 
Ich glaube, spätestens, wenn wir stromführende Litzen auf 1,60 Meter haben und wo-
möglich noch ein Flatterband obendrein, wird auch jeder Bundesbürger, der seine Frei-
zeit in der Natur genießen will, sagen: Was ist das hier eigentlich? Das ist nicht das 
Naturerlebnis, so wie ich mir das vorstelle.  

Bianca Winkelmann (CDU): Es treibt mich doch noch etwas um. Ich weiß nicht, ob 
es jetzt schon die letzte Frage ist oder ob vielleicht gleich noch das eine oder andere 
kommen könnte. Ich hätte eine Frage an Herrn Pusch.  
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Ich erlebe den NABU NRW als eine Organisation, die sich für den Schutz aller Arten 
einsetzen möchte. Jetzt geht Ihre Stellungnahme eindeutig in die Richtung: kein Ab-
schuss von Wölfen, aber letzten Endes alles im Grunde auf die Herdenschutzmaßnah-
men zu beziehen. Jetzt haben wir in den fast zweieinhalb Stunden, in denen wir hier 
zusammensitzen, gelernt, dass Herdenschutzmaßnahmen nicht an allen Stellen, in al-
len Teilen in Nordrhein-Westfalen in ausreichendem Maße möglich sind und dass das 
möglicherweise auch nicht ausreicht. Wir haben gerade vom Jagdverband gehört, dass 
Wölfe auch höhere Zäune überspringen können.  

Was mich umtreibt: Gibt es aus Ihrer Sicht noch irgendeine andere Möglichkeit, wie 
wir unsere Schafe, unsere Ziegen, unsere Rinder, Kälber, Pferde, Ponys in Nordrhein-
Westfalen schützen können? Denn das, was im Moment auf den Weiden in Nordrhein-
Westfalen passiert, hat ja mit Tierschutz schon lange nichts mehr zu tun. Das treibt 
uns alle um. Deshalb sitzen wir heute auch zusammen. Also gibt es aus Sicht des 
NABU noch irgendwelche anderen Maßnahmen, mit denen wir unseren Tierhaltern in 
Nordrhein-Westfalen, für die sie ja auch stehen, helfen können?  

Thomas Pusch (NABU NRW [per Video zugeschaltet]): Zunächst einmal muss ich 
mit dem Vorurteil oder mit Ihrer Äußerung brechen, dass wir gegen einen Abschuss 
sind – die NABU-Position ist auch auf Bundesebene schon seit vielen Jahren immer 
gleich geblieben –, und zwar von verhaltensauffälligen Wölfen.  

Da würden wir uns nicht entgegenstemmen und auch keine Klage einreichen, wenn 
denn nachweislich diese Kriterien, die für eine Entnahme Voraussetzung sind, rein 
rechtlich vorliegen. Dem würden wir uns nicht entgegenstellen und diese Entnahme 
dann auch nicht beklagen, sondern diese auch mittragen. Von daher stellt sich für uns 
diese Frage schon mal gar nicht.  

Zu dem Herdenschutz haben wir heute eine ganze Menge gehört. Ich möchte einfach 
mal auch auf schwierige Situationen hinweisen. Ich bin seit zehn, zwölf Jahren in der 
Schweiz an einem Projekt auf einer Alb beteiligt. Die höchste Stelle auf dieser Alb ist 
mitten im Kerngebiet dieses Wolfsrudels, was da vor Ort ist. Es ist seit über zehn Jah-
ren bei dieser Schafsgenossenschaft – die Schafe werden von mehreren Schäfern da 
hochgetrieben – gelungen, diese Schafe jedes Jahr wieder runterzubringen, ohne dass 
da Tiere an den Wolf abgegeben wurden. Von daher ein schwieriges Gelände.  

Ich weiß, wie schwierig das ist. Man muss ganz viel Arbeit leisten. Es ist sehr schwer, 
das zu stecken. Aber auch in diesem alpinen Raum ist Herdenschutz durch diese Maß-
nahmen möglich.  

Von daher gibt es für viele Regionen mit Sicherheit auch kompetente Lösungen. Wie 
das am Deich aussieht, Herr Dünow hat das eben ausgeführt, das ist natürlich eine 
ganz schwierige Situation. Und da ist es ganz wichtig, dass solche Leute wie Herr 
Dünow auch sagen, was er denn braucht, um diesen Herdenschutz durchführen zu 
können.  
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Und diese Möglichkeiten muss man auch politisch in die Wege leiten, sofern es dann 
möglich ist, was er da vor Ort verlangt. Das sind eigentlich so die Kriterien, die ich da 
jetzt anführen möchte.  

Markus Höner (CDU): Es ist schon so, wir haben eine große Anhörung hier gehabt. 
Es gibt viele Fragen, die wahrscheinlich noch offen sind. So ist es jetzt letztendlich.  

Ich würde Herrn Dammann-Tamke noch einmal befragen. Wir haben in vielen Stellung-
nahmen davon gelesen, dass wir zurzeit einen gesicherten Bestand von 1.600 Wölfen 
in Deutschland haben.  

Wir haben aber auch eben gelernt, dass es wahrscheinlich eher veraltete Zahlen sind, 
dass es heute schon etwas anders aussieht. Mich würde dann einmal die Abschätzung 
hier interessieren, wie Sie die weitere Entwicklung der Population hier in Deutschland 
einschätzen.  

Helmut Dammann-Tamke (Deutscher Jagdverband): Vielen Dank für die Frage. Ich 
glaube, allen hier im Raum sind Gesa Kluth und Ilka Reinhardt vom LUPUS-Institut in 
Sachsen ein Begriff. Wir haben 2010 mit einer Delegation diese beiden Biologinnen 
vom Büro LUPUS besucht. Ich schätze Ihre Expertise. Ich will das jetzt nicht ins Lä-
cherliche ziehen. Aber ich will Ihnen eine der Kernaussagen von Mai 2010 heute mit 
auf den Weg geben.  

Nur zur Erinnerung: Damals hatten wir in ganz Deutschland sechs Rudel, die waren 
alle in der Lausitz. Und die Aussagen dieser beiden Biologinnen vom Büro LUPUS 
waren folgende: 

Der Wolf ist ein derart scheues und heimliches Tier. Sie werden vermutlich niemals in 
Ihrem Leben die Gelegenheit haben, einen in freier Wildbahn zu sehen.  

Und die nächste Aussage war: Der Wolf ist von seiner körperlichen Konstitution eigent-
lich nur in der Lage, Ziegen und Schafe zu reißen, aber Rinder und Pferde, dazu ist er 
gar nicht imstande.  

Also ich will das nicht ins Lächerliche ziehen. Ich möchte damit nur deutlich machen: 
Denjenigen, die nach all dem, was wir heute gehört haben, mit absoluter Entschieden-
heit glauben, einschätzen zu können, wie es weitergehen wird, möchte ich sagen: Vor-
sicht! Der Wolf hat uns, was diese Entwicklung angeht, in den letzten 25 Jahren in 
Deutschland bewiesen, dass er in dieser Kulturlandschaft hervorragend klarkommt, 
dass, wenn wir ihn nicht in der Kulturlandschaft managen, er alle Lebensräume, aus-
gehend von der Qualität des Lebensraums, nach und nach besiedeln wird, zunächst 
die mit der höchsten Vorzüglichkeit für ihn.  

Und zum Schluss wird der Wolf selbst die Regionen, über die wir aus heutiger Sicht 
sagen würden, „das ist kein Wolfslebensraum“, wenn er dort ausreichend Nahrung 
vorfindet – er braucht nur kleine Inseln, wo er seinen Nachwuchs aufzieht –, diese 
Lebensräume besiedeln. Deshalb möchte ich dem Bundesland Nordrhein-Westfalen 
gratulieren, dass man sich zu einem so frühen Zeitpunkt Gedanken macht, wie man 
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dieser Entwicklung begegnen will. Denn dass sie sich vollziehen wird, hat der Wolf uns 
in den letzten 25 Jahren gelehrt.  

Markus Höner (CDU): Ich würde da gerne anschließen und Herrn Pingen noch einmal 
fragen. Nach dem, was Herr Dammann-Tamke gerade gesagt hat, ist es für uns letzt-
endlich die Frage, was das Land NRW vielleicht da noch auf Bundesebene machen 
kann, um hier bei dem ganzen Thema einen Schritt weiterzukommen.  

Steffen Pingen (Deutscher Bauernverband [per Video zugeschaltet]): Vielen Dank, 
Herr Höner, für die Frage. Ich glaube, es ist ganz wichtig, dass man dem, was die 
Ministerpräsidenten gemeinsam einstimmig im Jahr 23 und im Jahr 24 festgehalten 
haben, jetzt auch Taten folgen lässt.  

Wir haben auf europäischer Ebene die Umstufung des Wolfes. Sie ist mit dem Vor-
schlag der EU-Kommission auf den Weg gebracht. Wir gehen davon aus, dass die 
Bundesregierung mit Unterstützung der Länder das auf europäischer Ebene verab-
schiedet. Aber ganz wichtig ist, dass parallel die EU-rechtlichen Möglichkeiten, die es 
gibt, im Sinne einer 1:1-Umsetzung auch in Deutschland möglich gemacht werden.  

Das kann man jetzt im Rahmen der Koalitionsverhandlungen für die neue Bundesre-
gierung auf den Weg bringen. Das kann aber auch über den Bundesrat kommen. Na-
türlich kann über den Bundesrat ein Antrag zur Änderung des Bundesnaturschutzge-
setzes gestellt werden, um speziell diesen Artikel 16.1e, also die Ausnahmemöglich-
keit in der FFH-Richtlinie, die andere Mitgliedstaaten bereits nutzen, dann auch natio-
nal nutzbar zu machen.  

Ein zweiter Punkt ist, dass man, so wie das Bayern beispielsweise auch gemacht hat, 
nicht zäunbare Gebiete festlegt. Die Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft hat 
nach vielen Kriterien – Gewässerlänge, Flurstücksgröße, hängiges Gelände, Topogra-
fie etc. – Gebiete festgelegt, die dann nicht zäunbar sind, um zu wissen: Okay, Her-
denschutz an sich wollen wir, aber da, wo es nicht geht, da muss man dann stärker 
regulierend eingreifen.  

Um das zum Abschluss vielleicht auch noch mal zu sagen: Wir werden vielleicht nicht 
bei jedem durchziehenden Wolf verhindern können, dass er Risse ausübt. Ich bin 
schon etwas überrascht, wie sehr unterschätzt wird, welche Vergrämungswirkungen 
auch Abschüsse von Problemwölfen haben werden. Der Wolf ist ein hochintelligentes 
Tier. Wenn er merkt, dass der Mensch keine Gefahr ist, dann wird er zum Kulturfolger, 
und wir werden uns daran gewöhnen müssen – ich will hier keine Angst verbreiten –, 
dass der Wolf durch die Ortschaften läuft. Insofern, Herdenschutz ist wichtig, aber 
ohne Regulierung hat der Herdenschutz Grenzen und wird scheitern.  

Wir sehen jetzt schon an der Statistik – ich habe es in der Stellungnahme eingefügt –, 
dass die Risse vielleicht nicht mehr so exponentiell zunehmen, wie das in der Vergan-
genheit der Fall war, aber die Anzahl der gerissenen Tiere deutlich zunimmt.  

Das heißt, pro Rissereignis gibt es mehrere getötete Tiere. Das heißt, ein Wettrüsten 
beim Herdenschutz führt dazu, dass die Tiere nicht mehr flüchten können und damit 
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pro Einzelereignis die Anzahl der Risse zunimmt. Ob wir das zukünftig verantworten 
wollen, da mache ich ein Fragezeichen dran. Deswegen. Herdenschutz ist wichtig, 
aber der Herdenschutz hat Grenzen. Nur mit einer Regulierung wird es eine Koexis-
tenz von Wolf und Weidetierhaltung geben.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank, Herr Pingen. – Ich schaue jetzt noch mal 
in die Runde. Alle Fragen sind gestellt. Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Deswegen ist jetzt das Ende der Anhörung erreicht.  

Ich danke den Experten für diese sehr fundierten und ausführlichen Antworten und 
auch die umfassenden Stellungnahmen, die übersandt wurden, um diese Fragen stel-
len zu können. Wir werden jetzt in den Fraktionen die Auswertung vornehmen und das 
dann im Ausschuss diskutieren. Darauf freuen wir uns schon.  

Ich danke allen für den Weg hierher, sogar aus Österreich.  

Und die nächste Sitzung unseres Ausschusses ist eine Anhörung mit dem Titel „Den 
Weg für Aquaponik in NRW ebnen“. Sie findet am 31. März von 10 bis 12 Uhr statt. 
Ich freue mich auf eine rege Beteiligung und schließe diese Sitzung.  

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 
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